Leitsatze
zum Urteil des Ersten Senats vom 9. April 2024

-1BvR2017/21 -

Vaterschaftsanfechtung

. Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG gibt im Einzelnen weder vor, welche Personen als Eltern Trager
des Elterngrundrechts und Inhaber der Elternverantwortung sind, noch die von den
Eltern zur Wahrnehmung ihrer Verantwortung bendtigten Handlungsmaglichkeiten.
Beides bedarf der Ausgestaltung durch den Gesetzgeber, der dabei die das Elternrecht
im Sinne von Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG pragenden Strukturmerkmale beachten muss.

Im Rahmen seiner Ausgestaltungspflicht kann der Gesetzgeber die Festlegung derje-
nigen Personen, die Eltern im Sinne von Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG sind, sowohl auf der
Statusebene rechtlicher Elternschaft als auch bei dem Innehaben von Elternverant-
wortung durch eine entsprechende Zuordnung im Fachrecht begriinden. Unabhangig
von einer fachrechtlichen Zuordnung sind jedenfalls die leiblichen Eltern eines Kindes
Eltern im Sinne von Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG.

Eltern im Sinne von Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG muss es grundsatzlich mdglich sein, Eltern-
verantwortung fir ihre Kinder erhalten und austiben zu kénnen. Das gibt nicht zwin-
gend vor, das Innehaben von Elternverantwortung und die Anzahl der Trager des El-
terngrundrechts von vornherein auf zwei Elternteile zu beschranken; Trager kénnen
daher auch Mutter, leiblicher Vater und rechtlicher Vater nebeneinander sein (anders
noch BVerfGE 108, 82 <102 ff.>; 133, 59 <78 Rn. 52>). Aus Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG folgt
aber schon aufgrund seiner Kindeswohlorientierung eine enge Begrenzung der Zahl
der Elternteile (insoweit Fortfiihrung von BVerfGE 108, 82 <103>).

Sieht der Gesetzgeber im Rahmen seiner Ausgestaltungspflicht eine rechtliche Eltern-
schaft von drei Elternteilen im Sinne von Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG vor, ist er nicht gehal-
ten, allen diesen Elternteilen gleiche Rechte im Verhaltnis zu ihrem Kind einzuréu-
men, sondern er kann die jeweilige Rechtsstellung der Elternteile differenzierend
ausgestalten.

. Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG garantiert einem leiblichen Vater die Mdglichkeit, auch rechtli-
cher Vater seines Kindes zu werden. Schliel3t das Fachrecht — verfassungsrechtlich im
Ausgangspunkt zuldssig — eine rechtliche Vaterschaft von mehr als einem Vater aus,
muss dem leiblichen Vater ein hinreichend effektives Verfahren zur Verfigung ste-



hen, dasihm die Erlangung der rechtlichen Vaterschaft ermdglicht. Dem Elterngrund-
recht des leiblichen Vaters wird nicht hinreichend Rechnung getragen, wenn dabei
seine gegenwartige oder frihere sozial-familidre Beziehung zum Kind, das frihzei-
tige und konstante Bemiuhen um die rechtliche Vaterschaft oder der Wegfall einer so-
zial-familidren Beziehung desKindes zu seinem bisherigen rechtlichen Vater nicht be-
ricksichtigt werden kénnen.



BUNDESVERFASSUNGSGERICHT Verkiindet
am

-1BvR2017/21 - 9. April 2024

Langendorfer
als Urkundsbeamtin
der Geschéftsstelle

IM NAMEN DES VOLKES

In dem Verfahren
uber
die Verfassungsbeschwerde

desHerrn(...),

- Bevollméchtigte:  (...) -

1. unmittelbar gegen

den Beschluss des Oberlandesgerichts Naumburg
vom 28.Juli 2021 - 8 UF 95/21 -,

2.  mittelbar gegen
8 1600 Absatz 2 Alternative 1 und Absatz 3 Satz 1 BGB

hat das Bundesverfassungsgericht — Erster Senat —
unter Mitwirkung der Richterinnen und Richter
Prasident Harbarth,

Ott,
Christ,
Radtke,
Hartel,
Wolff,
Eifert,
Mel3ling

aufgrund der mindlichen Verhandlung vom 26. September 2023 durch
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Urteil

fur Recht erkannt:

1. 81600 Absatz 2 und Absatz 3 Satz 1 desBirgerlichen Gesetzbuchs in
der Fassung des Gesetzes zur besseren Durchsetzung der Ausreise-
pflicht vom 20.Juli 2017 (Bundesgesetzblatt | Seite 2780) ist mit
Artikel 6 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes unvereinbar.

2. 81600 Absatz 2 und Absatz 3 Satz 1 des Birgerlichen Gesetzbuchs
gilt bis zum Inkrafttreten einer Neuregelung, langstens jedoch bis
zum 30. Juni 2025, fort. Bis zu einer Neuregelung sind durch Antrage
von Anfechtungsberechtigten nach § 1600 Absatz 1 Nummer 2 des
Burgerlichen Gesetzbuchs eingeleitete Verfahren auf deren Antrag
hin auszusetzen.

3. Der Beschluss des Oberlandesgerichts Naumburg vom 28. Juli 2021
- 8 UF 95/21 - verletzt den Beschwerdefiihrer in seinem Recht aus
Artikel 6 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes. Der Beschluss wird auf-
gehoben und die Sache an das Oberlandesgericht Naumburg zu-
riackverwiesen.

4. Im Ubrigen wird die Verfassungsbeschwerde verworfen.
5. Die Bundesrepublik Deutschland und das Land Sachsen-Anhalt ha-
ben dem Beschwerdefihrer die in dem Verfassungsbeschwerdever-

fahren entstandenen notwendigen Auslagen zu gleichen Teilen zu
erstatten.
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Grinde:

A.

Die Verfassungsbeschwerde betrifft die in Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG wurzelnde verfassungs-
rechtliche Stellung eines (feststehend) leiblichen, aber nicht rechtlichen Vaters eines Kin-
des. Sie richtet sich unmittelbar gegen einen Beschluss des Oberlandesgerichts, mit dem
dieses den Antrag des Beschwerdefihrers, festzustellen, dass er als leiblicher Vater des
Kindes auch dessen rechtlicher Vater ist, zurtickgewiesen hat. Damit ist auch die Frage auf-
geworfen, ob die gesetzlichen Regelungen des Burgerlichen Gesetzbuchs Gber das Recht
eines leiblichen Vaters, die Vaterschaft des rechtlichen Vaters des Kindes anzufechten, der
Gewahrleistung des Elternrechts des leiblichen Vaters verfassungsrechtlich hinreichend
Rechnung tragen.

1. Die Zuordnung des Kindes zu seinen Eltern als Statusverhaltnis mit Wirkung fur und ge-
gen jedermann erfolgt Giber die im Birgerlichen Gesetzbuch geregelte rechtliche Eltern-
schaft (vgl. nur Gernhuber/Coester-Waltjen, Familienrecht, 7. Aufl. 2020, §52 Rn.5
m.w.N.). Diese ist mit der leiblichen Elternschaft nicht immer identisch. Rechtliche Mutter
eines Kindes ist nach § 1591 BGB die Frau, die es geboren hat. § 1592 BGB bestimmt als
rechtlichen Vater entweder denjenigen Mann, der zum Zeitpunkt der Geburt mit der Mutter
des Kindes verheiratet ist (Nr. 1) oder denjenigen, der die Vaterschaft mit Zustimmung der
Mutter anerkannt hat (Nr. 2) oder denjenigen, dessen Vaterschaft nach § 1600d BGB oder
§ 182 Abs. 1 FamFG gerichtlich festgestelltist (Nr. 3). Der Eltern-Kind-Zuordnung als Status-
verhaltnis kommt erhebliche Bedeutung sowohl im Innen- als auch im Auf3enverhéltnis zu
(vgl. Gernhuber/Coester-Waltjen, Familienrecht, 6. Aufl. 2010, 8 1 IV Rn. 40). So setzt die
elterliche Sorge (88 1626 ff. BGB) die rechtliche Elternschaft voraus. Ebenso hangen etwa
die Staatsangehoérigkeit oder der Familienname des Kindes von der rechtlichen Eltern-
schaft ab.

Als leibliche Eltern eines Kindes werden herkbmmlich der Mann und die Frau verstanden,
die das Kind durch Geschlechtsverkehr mit ihren Keimzellen gezeugt haben, wenn diese
Frau das Kind anschlielRend geboren hat (vgl. dazu die Darstellung bei Sanders, Mehrel-
ternschaft, 2018, S. 6). Ein solches Verstandnis von leiblicher Elternschaft liegt auch den
fachrechtlichen Regelungen zur Vaterschaftsanfechtung zugrunde, wie sich vor allem aus
der Anfechtungsberechtigung nach 8 1600 Abs. 1 Nr. 2 BGB und der Anfechtungsvorausset-
zung leiblicher Vaterschaft in § 1600 Abs. 2 letzter Halbsatz BGB ergibt.

Die rechtliche Vaterschaft kann nach 8 1600 Abs. 1 BGB von dem rechtlichen Vater selbst
(Nr. 1), dem Mann, der an Eides statt versichert, der Mutter des Kindes wahrend der Emp-
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fangniszeit beigewohnt zu haben (Nr. 2), der Mutter (Nr. 3) und dem Kind (Nr. 4) angefoch-
ten werden. Die Anfechtungsberechtigung nach § 1600 Abs. 1 Nr. 2 BGB wurde im Jahr
2004 in Umsetzung des Beschlusses des Bundesverfassungsgerichts vom 9. April 2003
- 1 BvR 1493/96 u.a. - (BVerfGE 108, 82) eingefihrt. In dieser Entscheidung hatte das Bun-
desverfassungsgericht klargestellt, dass Art. 6 Abs. 2 GG den leiblichen Vater, der nicht
rechtlicher Vater ist, in seinem Interesse schiitzt, die Stellung des rechtlichen Vaters einzu-
nehmen, und ihm damit grundsatzlich einen verfahrensrechtlichen Zugang zum Eltern-
recht gewahrleistet (vgl. BVerfGE 108, 82 <104>).

In seiner geltenden Fassung lautet 8§ 1600 BGB — soweit fur das Verfahren von Bedeu-
tung — wie folgt:

(1) Berechtigt, die Vaterschaft anzufechten, sind:

1. der Mann, dessen Vaterschaft nach § 1592 Nr. 1 und 2, 8 1593
besteht,

2. der Mann, der an Eides statt versichert, der Mutter des Kindes
wahrend der Empfangniszeit beigewohnt zu haben,

3. die Mutter und
4. das Kind.

(2) Die Anfechtung nach Absatz 1 Nr. 2 setzt voraus, dass zwischen
dem Kind und seinem Vater im Sinne von Absatz 1 Nr. 1 keine so-
zial-familidre Beziehung besteht oder im Zeitpunkt seines Todes
bestanden hat und dass der Anfechtende leiblicher Vater des Kin-
desist.

(3) ‘Eine sozial-familiare Beziehung nach Absatz 2 besteht, wenn
der Vater im Sinne von Absatz 1 Nr. 1 zum maR3geblichen Zeitpunkt
fir das Kind tatsachliche Verantwortung tragt oder getragen hat.
2Eine Ubernahme tatséchlicher Verantwortung liegt in der Regel
vor, wenn der Vater im Sinne von Absatz 1 Nr. 1 mit der Mutter des
Kindes verheiratet ist oder mit dem Kind langere Zeitin hauslicher
Gemeinschaft zusammengelebt hat.

@)...

Die Regelung der Fristen fur die Vaterschaftsanfechtung in 8§ 1600b BGB hat, soweit hier
bedeutsam, folgenden Wortlaut:

(1) 'Die Vaterschaft kann binnen zwei Jahren gerichtlich ange-
fochten werden. ?Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der
Berechtigte von den Umstanden erfahrt, die gegendie Vaterschaft
sprechen; das Vorliegen einer sozial-familidren Beziehung im
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Sinne des 8 1600 Abs. 2 erste Alternative hindert den Lauf der Frist
nicht.

(1a) (weggefallen)

(2) 'Die Frist beginnt nicht vor der Geburt des Kindes und nicht, be-
vor die Anerkennung wirksam geworden ist. 2In den Fallen des
§ 1593 Satz 4 beginnt die Frist nicht vor der Rechtskraft der Ent-
scheidung, durch die festgestellt wird, dass der neue Ehemann
der Mutter nicht der Vater des Kindes ist.

(3) *Hat der gesetzliche Vertreter eines minderjahrigen Kindes die
Vaterschaft nicht rechtzeitig angefochten, so kann das Kind nach
dem Eintrittder Volljahrigkeit selbst anfechten. 2In diesem Fall be-
ginntdie Fristnichtvor Eintritt der Volljahrigkeit und nicht vor dem
Zeitpunkt, in dem das Kind von den Umstanden erféhrt, die gegen
die Vaterschaft sprechen.

@)...
(5) ...

(6) Erlangt das Kind Kenntnis von Umstanden, auf Grund derer die
Folgen der Vaterschaft fiir es unzumutbar werden, so beginnt fur
das Kind mit diesem Zeitpunkt die Frist des Absatzes 1 Satz 1 er-
neut.

2. Die Vaterschaftsanfechtung eines nur leiblichen, aber nicht rechtlichen Vaters ist nach
§ 1600 Abs. 2 in Verbindung mit Abs. 3 Satz 1 BGB ausgeschlossen, wenn zum malfigebli-
chen Zeitpunkt eine sozial-familidre Beziehung des Kindes zu seinem rechtlichen Vater be-
steht (§ 1600 Abs. 2 Alt. 1 BGB) oder im Fall des Todes des rechtlichen Vaters bestanden hat
(81600 Abs. 2 Alt. 2 BGB). Die sozial-familiare Beziehung definiert 8 1685 Abs. 2 Satz 1 BGB
gesetzlich als die Verbindung zu einer engen Bezugsperson, die fir das Kind tatsachlich
Verantwortung tragt oder getragen hat. 8 1600 Abs. 3 Satz 2 BGB konkretisiert die tatsach-
liche Verantwortungsiibernahme — nicht das Bestehen einer sozial-familiaren Beziehung
selbst (vgl. BGH, Urteile vom 6.Dezember 2006 - Xl ZR 164/04 -, BGHZ 170, 161
<169 Rn. 25> und vom 30. Juli 2008 - XII ZR 150/06 -, Rn. 14) — durch zwei widerlegliche
Regelannahmen, namlich die Ehe des rechtlichen Vaters mit der Mutter oder seine Uber
einen langeren Zeitraum bestehende héausliche Gemeinschaft mit dem Kind. Sperrt eine
sozial-familidre Beziehung zwischen dem rechtlichen Vater und dem Kind die Anfechtung
des leiblichen Vaters, ist eine erneute Anfechtung durch diesen, etwa nach Erl6schen der
sozial-familidren Beziehung zwischen dem rechtlichen Vater und dem Kind, regelmafig
ausgeschlossen. Unabhéngig von einer die erneute Anfechtung maglicherweise sperren-
den Rechtskraft der im ersten Anfechtungsverfahren ergangenen Entscheidung (vgl.
BTDrucks 15/2253, S. 11; anders Léhnig, NJW 2018, 906 <907>; Wellenhofer, in: MiKo BGB,
9. Aufl. 2024, 8 1600 Rn. 33) steht dem jedenfalls die Frist aus 8 1600b Abs. 1 BGB typi-
scherweise entgegen. Da sie mit der Kenntnis der gegen die Vaterschaft des rechtlichen
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Vaters sprechenden Umsténde zu laufen beginnt und ihr Lauf nicht durch das Bestehen ei-
ner sozial-familidren Beziehung gehindert wird (8 1600b Abs. 1 Satz 2 BGB), kann nach
Durchfihrung eines ersten Vaterschaftsanfechtungsverfahrens ein erneutes Verfahren
durch den leiblichen Vater kaum innerhalb der zweijédhrigen Frist eingeleitet werden.

Soweit die Regelannahmen tatséachlicher Verantwortungsiubernahme (8§ 1600 Abs. 3
Satz 2 BGB) nicht eingreifen, missen die Fachgerichte im Einzelfall prifen, ob eine auf
Dauer angelegte tatsachliche Verantwortungstragung im Sinne des 8 1685 Abs. 2 Satz 1 in
Verbindung mit § 1600 Abs. 3 BGB und daraus abgeleitet eine sozial-familidre Beziehung
zwischen dem rechtlichen Vater und dem Kind zum malf3geblichen Zeitpunkt vorliegt. Da-
bei wird fir die materiellen Voraussetzungen vor allem auf qualitative Faktoren abgestellt,
insbesondere auf den persdnlichen Kontakt und die Einbeziehung des rechtlichen Vaters in
wesentliche, das Kind betreffende Entscheidungen. Ausschlaggebend ist die Ubernahme
elterntypischer Befugnisse und das Erbringen tatsadchlicher Betreuungsleistungen sowie
Hinweise darauf, dass die Verantwortungstragung auf Dauer angelegt ist (vgl. Hanseati-
sches OLG in Bremen, Beschluss vom 24. Marz 2010 - 5 UF 2/10 -, Rn. 4; OLG Hamm, Be-
schluss vom 4. Januar 2016 - 11-12 UF 145/15 u.a. -, Rn. 21). Nicht ausreichend sind eine
tatsachlich nicht ausgelibte, gar nur vorgetduschte oder eine lediglich voriibergehende
Verantwortungsiibernahme. Mdglichen Manipulationen der tatséachlichen Voraussetzun-
gen einer sozial-familiaren Beziehung muss durch die Anforderungen an die von den Fach-
gerichten zu treffenden Feststellungen Rechnung getragen werden (vgl. BGH, Beschluss
vom 24. Méarz 2021 - XI1 ZB 364/19 -, BGHZ 229, 239 <254 Rn. 48>). Das Bestehen einer an-
hand dieser Kriterien beurteilten sozial-familidren Beziehung des Kindes sowohl zum
rechtlichen als auch zum leiblichen Vater wird fir moglich gehalten (vgl. etwa Hanseati-
sches OLG in Bremen, Beschlisse vom 21.Juni 2010 - 4 WF 65/10 -, Rn. 2 und vom
22.Januar 2013 -5UF 2/12 -, Rn. 11). Auch in einer solchen Konstellation sperrt allerdings
die sozial-familidre Beziehung des Kindes zum rechtlichen Vater nach der Rechtsprechung
des Bundesgerichtshofs die Anfechtung durch den leiblichen Vater. Die Vaterschaft des
rechtlichen Vaters sei vorrangig (vgl. BGH, Beschluss vom 15. November 2017 - XIl ZB
389/16 -, Rn. 22, 25). Der fur die Beurteilung des Vorliegens einer sozial-familiaren Bezie-
hung maRgebliche Zeitpunkt im Sinne von § 1600 Abs. 3 Satz 1 BGB ist nach gefestigter
Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs durchgangig der Schluss der letzten Tatsachenin-
stanz. Ein davon abweichender Zeitpunkt kénne weder durch Auslegung der Vorschrift
nach den herkémmlichen Auslegungskriterien noch im Wege verfassungskonformer Ausle-
gung angenommen werden (vgl. BGH, Beschluss vom 24. Marz 2021 - XIl ZB 364/19 -, BGHZ
229, 239 <250 ff. Rn. 36 ff., 255 f. Rn. 50 ff.>; siehe aber BVerfG, Beschluss der 2. Kammer
des Ersten Senats vom 25. September 2018 - 1 BvR 2814/17 -, Rn. 19, 21).

Der Beschwerdefihrer ist leiblicher Vater einesam (...) 2020 nichtehelich geborenen Kin-
des. Mit der Mutter des Kindes fuhrte der Beschwerdefihrer seit Anfang April 2019 bis kurz
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nach der Geburt des Kindes eine Beziehung und lebte auch mit ihr in einem Haushalt. Nach
der Trennung der Mutter von dem Beschwerdefiihrer Mitte des Jahres 2020 hatte dieser
zunachst weiterhin Umgang von wenigen Stunden taglich mit seinem Kind. Die Mutter ging
eine neue Beziehung ein. Einer durch den Beschwerdefihrer vor dem Standesamt am
10. Juni 2020 abgegebenen Vaterschaftsanerkennung stimmte die Mutter nicht zu. Der Be-
schwerdefiuhrer stellte daraufhin am 9. Juli 2020 bei dem Familiengericht einen Antrag auf
Feststellung seiner Vaterschaft. Nachfolgend teilte die Mutter dem Beschwerdefihrer mit,
dass sie ihm kinftig keinen Umgang mehr mit dem Kind gewdahren werde. Am
6. August 2020 erkannte der neue Partner der Mutter (im Folgenden: rechtlicher Vater) die
Vaterschaft fir das Kind mit ihrer Zustimmung an. Im September 2020 beantragte der Be-
schwerdefuhrer die gerichtliche Regelung des Umgangs mit seinem Sohn auf der Grund-
lage von § 1686a BGB. Auf der Grundlage einer getroffenen Umgangsvereinbarung hatte
und hat er wochentlichen Umgang mit seinem Sohn. Bei einer Anhdrung im eingeleiteten
Anfechtungsverfahren beantragte der Beschwerdefiihrer am 14. Oktober 2020 die Anfech-
tung der Vaterschaft des rechtlichen Vaters und die Feststellung, dass er selbst der rechtli-
che Vater des Kindes ist. Das in diesem Verfahren eingeholte Abstammungsgutachten
ergab die leibliche Vaterschaft des Beschwerdefiihrers fir das Kind mit einer Wahrschein-
lichkeit in der hochstmoéglichen Kategorie (99,9999 %).

Mit Beschluss vom 19. Mai 2021 hat das Familiengericht im Anfechtungsverfahren festge-
stellt, dass nicht der neue Partner der Mutter, sondern der Beschwerdefihrer der rechtliche
Vater des Kindes sei, und hat dies mit dem Abstammungsgutachten sowie dem Fehlen einer
sozial-familidren Beziehung des rechtlichen Vaters zu dem Kind begriindet. Aufgrund des
Alters des Kindes sei bei der vorliegenden Anfechtung der Vaterschaft des rechtlichen Va-
ters alsbald nach der Geburt ein Zeitraum von mehr als einem Jahr erforderlich, um tUber-
haupt von einer gefestigten sozial-familiaren Beziehung ausgehen zu kénnen.

Auf die Beschwerde der Mutter und des rechtlichen Vaters hat das Oberlandesgericht mit
angegriffenem Beschluss vom 28. Juli 2021 den Beschluss des Familiengerichts unter Be-
zugnahme auf die Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs (Rn. 8) dahingehend abgeén-
dert, dass es den Antrag des Beschwerdefihrers auf Feststellung, nicht der rechtliche Vater,
sondern der Beschwerdefihrer sei Vater des Kindes, als unbegriindet abwies. Die Vater-
schaftsanfechtung scheitere an der inzwischen bestehenden sozial-familiaren Beziehung
desrechtlichen Vaters zu dem Kind. Es sei hdchstrichterlich geklart, dass maf3geblicher Zeit-
punkt fir das Bestehen einer sozial-familidren Beziehung der Schluss der Beschwer-
deinstanz sei. Der Senat verkenne nicht, dass der Beschwerdefiihrer keine Chance gehabt
habe, die rechtliche Vaterstellung einzunehmen. Dies sei jedoch Folge der gesetzlichen
Regelung.
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1. Mit seiner Verfassungsbeschwerde rigt der Beschwerdefuhrer ausdricklich eine Ver-
letzung seines in Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG gewahrleisteten Elternrechts durch den Beschluss
des Oberlandesgerichts. 8§ 1600 Abs. 2 und 3 BGB in seiner Anwendung durch das Gericht
mache es ihm als leiblichem Vater unmadglich, die rechtliche Vaterschaft fir das Kind zu
erlangen. Der Vorrang der sozialen Vaterschaft sei dann unverhaltnismégig, wenn der leib-
liche Vater zu einem Zeitpunkt, zu dem die Position der rechtlichen Vaterschaft offenstand,
alles getan habe, um die rechtliche Elternposition fiir sein Kind zu erlangen. Der gesetzlich
vorgesehene Weg der Vaterschaftsanfechtung erweise sich als wirkungslos, wenn selbst
eine zeitlich nach dem gerichtlichen Feststellungsantrag erfolgte Vaterschaftsanerken-
nung durch einen anderen Mann vorrangig sei, weil das Bestehen einer sozial-familidren
Beziehung ausnahmslos auf den Zeitpunkt des Schlusses der letzten Tatsacheninstanz be-
zogen werde. Es werde ihm trotz seiner leiblichen Vaterschaft endgiltig unméglich ge-
macht, die rechtliche Vaterschaft zu erlangen, und zwar sogar dann, wenn die Beziehung
zwischen der Mutter und dem rechtlichen Vater spéater scheitere. In der Sache richtet sich
die Verfassungsbeschwerde damit auch gegen die gesetzliche Regelung tber die Vater-
schaftsanfechtung in § 1600 Abs. 2 Alt. 1, Abs. 3 Satz 1 BGB. Dartiber hinaus macht der Be-
schwerdefihrer eine Verletzung des Persénlichkeitsrechts seines Kindes geltend. Dieses
habe das Recht, Gewissheit Uber seine Abstammung zu erlangen und zu gegebener Zeit
selbst dartiber zu entscheiden, ob und inwieweit es Kontakt zu seinem leiblichen Vater
wiunsche.

2.Von der im Verfassungsbeschwerdeverfahren eingeraumten Moglichkeit zur Stellung-
nahme haben —ganz Giberwiegend in Beantwortung eines vom Senat tibersandten Fragen-
katalogs — der Berufsverband Deutscher Psychologinnen und Psychologen e.V., der Bun-
desverband fir Kinder- und Jugendlichenpsychotherapie e.V., die Bundesarbeitsgemein-
schaft Landesjugendamter, die Bundesrechtsanwaltskammer, der Deutsche Anwaltverein
e.V., der Deutsche Familiengerichtstag e.V., die Deutsche Gesellschaft fiir Psychologie e.V.,
das Deutsche Institut fur Jugendhilfe und Familienrecht e.V., das Deutsche Jugendinstitut
e.V., der Deutsche Juristinnenbund e.V., die Vereinigung Analytischer Kinder- und Jugend-
lichen-Psychotherapeuten in Deutschland e.V. und die Wissenschaftliche Vereinigung fir
Familienrecht e.V. Gebrauch gemacht.

a) Der Berufsverband Deutscher Psychologinnen und Psychologen hat seine Einordnung
der Bedeutung rechtlicher Zuordnung fir die Eltern-Kind-Beziehung indirekt aus Studien
zu Stieffamilien abgeleitet. Danach investierten Stiefeltern bei fehlender rechtlicher Zu-
ordnung weniger Zeit in die Kinder und betrieben einen geringeren Aufwand in die Fir-
sorge der Kinder (,,stepgap*”). Das Wissen um die Dauerhaftigkeit der Verbindung erhéhe
dagegen die Fursorgebereitschaft. Die rechtliche Zuordnung wirke dann forderlich, wenn
ein Betreuungswunsch der Betreuungsperson gegeben sei. Emotionale Bereitschaft zur
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Betreuung und Versorgung eines Kindes kbnne aber auch ohne rechtliche Zuordnung vor-
liegen. Bei seinen Ausfiihrungen zu den Erkenntnissen tber die Entwicklung von Bindun-
gen und Bindungsverhalten in den verschiedenen Altersstufen des Kindes hat sich der Be-
rufsverband Deutscher Psychologinnen und Psychologen im Wesentlichen auf die vor al-
lem auf Bowlby, Ainsworth und Robertson zurtickgehende Bindungstheorie mit dem Vier-
Phasen-Modell gestiutzt. Sduglinge in den ersten drei Monaten richteten ihre Signale noch
unspezifisch an verfliigbare Personen. Zwischen dem dritten und dem sechsten Lebensmo-
nat richteten sie sich dann zunehmend auf eine oder mehrere Fursorgepersonen aus und
differenzierten zunehmend. Erst ab der zweiten Halfte des ersten Lebensjahres entfalteten
sich allmahlich eindeutige, stabile Bindungen zwischen Kindern und den Bezugspersonen.
Mit Ende des ersten Lebensjahres hatten Kinder dann spezifische Bindungen zu einer oder
mehreren priméaren Bindungsperson(en) aufgebaut.

b) In seiner Stellungnahme hat der Bundesverband fur Kinder- und Jugendlichenpsycho-
therapie, ebenfalls auf Erkenntnisse der Bindungstheorie zuriickgreifend, darauf verwie-
sen, dass die frihen Interaktionserfahrungen des Kindes sehr wichtig fur das spatere Bin-
dungsverhalten seien. Auf Grundlage der friheren Interaktionserfahrungen entwickelten
sich erste feste Bindungen ab dem sechsten Lebensmonat bis zum Alter von eineinhalb Jah-
ren. Maf3geblich fir eine gute und stabile Bindung sei nicht unbedingt das Zusammenleben
mit der Bindungsperson, sondern vor allem die Verlasslichkeit und die Konstanz sowie
Feinfuhligkeit in der Interaktion. Ab dem dritten Lebensjahr zeige das Kind ein tatsachli-
ches Sozialverhalten. Mit voranschreitendem Kindesalter kAmen zu den Kindeseltern wei-
tere Personen hinzu, mit denen das Kind Bindungserfahrungen machen kénne. Ergebnisse
von Studien zu sogenannten Patchworkfamilien zeigten, dass auch zu mehreren Personen
mit elterlicher Funktion enge Bindungen entstehen kdnnten.

¢) Fur die Bundesarbeitsgemeinschaft Landesjugendamter hat das Zentrum Bayern Fami-
lie und Soziales Stellung genommen und sich dabei ebenfalls auf Erkenntnisse zu Stieffa-
milien gestitzt. Die Frage der rechtlichen Zuordnung stelle fir die Qualitat der Beziehung
zwischen Kind und Elternteil keine relevante GroRe dar. Die Motivation fiir die Anderung
der rechtlichen Zuordnung des Kindes liege meist in der Befriedigung der Bedurfnisse der
Eltern begriindet. Die emotionale Bereitschaft, ein Kind zu betreuen, ergebe sich tberwie-
gend aus der Partnerschaftsdynamik. Damit ein Kind eine emotionale Stabilitdt und Belast-
barkeit aufbauen kdnne, beduirfe es nach den Erkenntnissen der Bindungstheorie innerer
und aulRerer Schutzfaktoren, wie die Unterstitzung kritischer Lebensereignisse durch die
Bezugspersonen, wertschitzende Beziehungen der Bezugspersonen zueinander und Res-
pekt gegeniber aul3erhalb des Haushalts lebenden Bezugspersonen. Dartiber hinaus sind
in der Stellungnahme vier unterschiedliche Qualitdten von Bindungsmustern erlautert
worden: Kinder mit sicheren Bindungen hatten Vertrauen in die Bezugsperson und seien
resilienter. Sie machten etwa bei Angst auf sich aufmerksam, um geschiitzt zu werden. Kin-
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der mit unsicher-vermeidenden Bindungen hatten vermehrt Abweisung, Distanz oder Teil-
nahmslosigkeit ihrer Bezugsperson erfahren. Das fiihre zu Enttauschung beim Kind, dieses
passe sich dahingehend an, dass es Nahe meide und sich eher selbst beschéaftige. Kinder
mit unsicher-ambivalenten Bindungsmustern hatten vermehrt erfahren, dass das Suchen
nach Geborgenheit von den Bezugspersonen mit unterschiedlichem Verhalten beantwor-
tetwerde. Dabei wechsele dieses Verhalten zwischen besonderer Firsorge und Zuriickhal-
tung. Das Kind entwickele eine starke Anh&anglichkeit. Kinder mit desorganisierter Bindung
hatten keine eindeutige Strategie, wie sie sich in Beziehungen verhielten. Haufig hatten
solche Kinder belastende Erfahrungen mit ihren Bezugspersonen gemacht, und es kdnnten
Bindungsstorungen auftreten.

d) Die Bundesrechtsanwaltskammer hat sich dafir ausgesprochen, dass ein leiblicher Va-
ter, der sich um eine Beziehung mit dem Kind bemiihe, auch als rechtlicher Vater anerkannt
werde. Dies gelte insbesondere dann, wenn die Mutter ausschliel3lich temporéare Bezie-
hungen eingehe. Zuséatzliche Bezugspersonen héatten fir das Kind in den meisten Féallen
grol3e Vorteile. Lege man die Erkenntnisse des Adoptionsrechts zugrunde, erscheine die
Sorge vollig unbegriindet, die Anerkennung des leiblichen, nicht im Haushalt mit der Mut-
ter und dem Kind lebenden Vaters werde das Familiengefiige und die Beziehungen des
Kindes zu seiner Mutter und dem potenziell ebenfalls als Bezugsperson auftretenden Part-
ner der Mutter storen. Die auf ein Umgangs- und Auskunftsrecht beschrankte Position des
leiblichen Vaters werde den verfassungsrechtlichen Vorgaben nicht gerecht.

e) Nach Auffassung des Deutschen Anwaltvereins verletzt die von der Rechtsprechung des
Bundesgerichtshofs vorgegebene Nichtbericksichtigung der sozial-familiaren Beziehung
zwischen Kind und leiblichem Vater das verfassungsrechtliche Gebot der Effektivitat des
Anfechtungsverfahrens, weil es fur den leiblichen Vater im Fall der sozial-familidren Be-
ziehung des Kindes zum rechtlichen Vater am Ende der letzten Tatsacheninstanz keine
Moglichkeit gebe, eine Elternstellung einzunehmen. Es misse in verfassungsgemaler Um-
setzung der Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts generell tatrichterlich in je-
dem Fall eine Einzelfallbewertung erfolgen.

f) Fir den Deutschen Familiengerichtstag hat dessen Kinderrechtekommission auf die
Segmentierung und Pluralisierung von Elternschaft verwiesen, die mit der Verédnderung fa-
milialer Lebensformen einhergingen. Jedes Elternschaftssegment habe wesentliche Be-
deutung fir die Kindesentstehung und -entwicklung. Wenn der genetische nicht-rechtliche
Vater alle ihm zur Verfiigung stehenden rechtlichen Instrumente des Abstammungsrechts
genutzt habe, die rechtliche Elternstellung zu erlangen, dirfe diese ihm nicht vollstandig
und far immer versperrt werden. In dem Fall misse § 1600 Abs. 2 BGB teleologisch redu-
ziert werden.
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g) Auch die deutsche Gesellschaft fur Psychologie hat sich in ihrer Stellungnahme auf Er-
kenntnisse aus der Stiefelternforschung gestitzt. Wie sich am Phanomen des ,stepgap*
zeige, komme der rechtlichen Zuordnung zwischen Eltern und Kind fir die tatsdchliche Be-
ziehung Bedeutung zu. MaRRgeblich fir den ,;stepgap* seien Unsicherheiten wegen der feh-
lenden Institutionalisierung der Stiefelternrolle und der fehlenden Weitergabe der eige-
nen Gene. Was die Bindungen der Kinder und Jugendlichen zu ihren leiblichen Eltern und
Stiefeltern angehe, so zeigten Studien, dass gleichermal3en enge Bindungen zu den leib-
lichenund den sozialen Elternteilen bestehen kdnnten. Weitere Studien zu alleinerziehen-
den Elternteilen erlaubten den Schluss, dass trennungsbezogene Erschwernisse Grund fiir
die Nachteile von Stiefkindern und Kindern in Ein-Eltern-Haushalten seien, wahrend die
erhdhte Komplexitat von Elternschaftskonstellationen in Stieffamilien keine héhere Belas-
tung fur Kinder darstelle.

h) Das Deutsche Institut fur Jugendhilfe und Familienrecht hat sich fiir eine Abwagung
der verschiedenen Vater-Beziehungen zum Kind im Einzelfall ausgesprochen. Aus der Per-
spektive des Kindes komme es vor allem darauf an, wer in der Vergangenheit und aktuell
und prognostisch in der Zukunft am verlasslichsten Verantwortung tibernehme. Die Mutter
habe mit ihrem Einfluss auf die Vaterschaftsanerkennung eine starke Stellung, die in den
Fallen problematisch sei, in denen sie Interessen verfolge, die nicht denen des Kindes ent-
sprachen. § 1600 BGB sei sprachlich zu préazisieren. Alternativ kbnnten Vaterschaftsaner-
kennungen wahrend laufender Vaterschaftsfeststellungsverfahren ausgeschlossen wer-
den.

i) Wie andere Stellungnahmen auch hat sich das Deutsche Jugendinstitut fir die Darstel-
lung der Bindungsentwicklung eines Kindes auf die Bindungstheorie und das dort entwi-
ckelte Vier-Phasen-Modell bezogen und zudem auf die grol3e Bedeutung des sozialen Um-
feldes verwiesen. Konflikte zwischen den Bezugspersonen und die Unterstiitzung des Kon-
takts zu Bezugspersonen durch andere Bezugspersonen pragten die Bindungsentwicklung
des Kindes.

J) Nach Einschatzung des Deutschen Juristinnenbundes ist sowohl die genetische als auch
die soziale Verbindung fiir das Kind und seine Entwicklung von gro3er Bedeutung. Die Kon-
kurrenzsituation zwischen dem leiblichen Vater und dem rechtlich-sozialen Vater sei dem
Gestaltungsspielraum des Gesetzgebers und der Einzelfallentscheidung im Rahmen fami-
liengerichtlicher Verfahren zuzuweisen.

k) Die Vereinigung Analytischer Kinder- und Jugendlichen-Psychotherapeuten in
Deutschland hat sich unter anderem zu der Bedeutung der biologischen Herkunft und der
rechtlichen Zuordnung fur das Kind selbst gedul3ert. Wahrend erstere schon im Kindergar-
tenalter wichtig sei, sei letztere erst einmal irrelevant, es sei denn sie werde durch die Er-
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wachsenen genutzt, um Kontakte zu erzwingen oder zu verhindern. Insbesondere der Mut-
ter, die in den meisten Fallen Hauptbezugsperson des Kindes sei, komme dabei eine
Schlusselposition fir die Entwicklung von Bindungen des Kindes zu anderen Personen zu.
Die rechtliche Verbindung sorge zwar fir mehr Klarheit, aber selten fir psychologisch ab-
schlieRende Lésungen.

I) Gestutzt auf Studien zu sogenannten Patchworkfamilien hat die Wissenschaftliche Ver-
einigung fur Familienrecht dahingehend Stellung genommen, dass Kinder sich innerhalb
komplexer Familiensysteme gut entwickelten. 8 1600 Abs. 2 und 3 BGB verstie3en gegen
Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG und gegen Art. 8 EMRK, weil sie bei Bestehen einer sozial-familiaren
Beziehung des Kindes zum rechtlichen Vater dieser ausnahmslos den Vorrang einraumten.
Wertungen des Sorge- und Umgangsrechts seien auf die Konflikte zwischen Eltern im Ab-
stammungsrecht zu Gbertragen, die Entwicklung von Beziehungen dirfe nicht von der Mut-
ter abhdngen. Vorzugswiurdig sei eine konkrete Interessenabwagung im Einzelfall.

V.

In der am 26. September 2023 durchgefihrten mindlichen Verhandlung haben sich der
Beschwerdefiihrer sowie die rechtlichen Eltern des betroffenen Kindes und die Bundesre-
gierung gedulert. Als sachkundige Dritte im Sinne von § 27a BVerfGG haben der Bundes-
gerichtshof, der Bundesverband fiir Kinder- und Jugendlichenpsychotherapie, der Berufs-
verband Deutscher Psychologinnen und Psychologen, die Bundesarbeitsgemeinschaft Lan-
desjugendamter, die Bundesrechtsanwaltskammer, der Deutsche Anwaltverein, der Deut-
sche Familiengerichtstag, die Deutsche Gesellschaft fur Psychologie, das Deutsche Institut
far Jugendhilfe und Familienrecht, das Deutsche Jugendinstitut, der Deutsche Juristinnen-
bund, die Vereinigung Analytischer Kinder- und Jugendlichen-Psychotherapeuten in
Deutschland und die Wissenschaftliche Vereinigung fur Familienrecht Stellung genommen.

Die Verfassungsbeschwerde ist unzulassig, soweit der Beschwerdefiihrer die Verletzung
von Grundrechten seines Kindes geltend macht (1). Die Verletzung seines Elternrechts aus
Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG rugt er dagegen in zulassiger Weise (I1).

Der Beschwerdefiihrer kann die Verletzung des allgemeinen Persdnlichkeitsrechts (Art. 2
Abs. 1i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG) seines Kindes nicht zuldssig mit der Verfassungsbeschwerde
geltend machen. Wegen des alleinigen Sorgerechts der Mutter, das die gesetzliche Vertre-
tung des selbst prozessunfahigen Kindes im verfassungsgerichtlichen Verfahren ein-
schlief3t (vgl. BVerfGE 72, 122 <133>; 162, 378 <400 Rn. 48>), fehlt ihm die Befugnis, sein
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Kind zu vertreten. Die Voraussetzungen, unter denen ausnahmsweise im Wege der Pro-
zessstandschaft Rechte des Kindes durch dritte Personen im eigenen Namen geltend ge-
macht werden durfen (vgl. BVerfGE 72, 122 <136>), liegen nicht vor. Die Gefahr, dass die
Rechte des Kindes ansonsten nicht mittels Verfassungsbeschwerde gewahrt werden kénn-
ten, besteht wegen der Moglichkeit der Anordnung von Ergéanzungspflegschaft (8 1809
BGB) sowie der zuldssigen Prozessstandschaft durch die im Ausgangsverfahren bestellte
Verfahrensbeistandin (8§ 158 FamFG) nicht (vgl. dazu BVerfG, Beschluss der 1. Kammer des
Ersten Senats vom 15. Dezember 2020 - 1 BvR 1395/19 -, Rn. 28). Insoweit ist die Verfas-
sungsbeschwerde zu verwerfen.

Die Verfassungsbeschwerde des Beschwerdefiihrers mit der Riige, durch den angegriffe-
nen Beschluss des Oberlandesgerichts und den von diesem angewendeten § 1600 Abs. 2
Alt. 1, Abs. 3 Satz 1 BGB in seinem Elternrecht aus Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG verletzt zu sein, ist
dagegen zulassig erhoben. Insbesondere zeigt die Begrindung der Verfassungsbe-
schwerde insoweit in einer den aus 8 23 Abs. 1 Satz 2, § 92 BVerfGG folgenden Anforderun-
gen (dazu BVerfGE 149, 346 <359 Rn. 23> m.w.N.; 158, 210 <230 f. Rn. 51>) noch genu-
genden Weise unter Bezugnahme auf die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts
die Mdoglichkeit einer Verletzung des Beschwerdefiihrers in seinem Elterngrundrecht
dadurch auf, dass ihm die Erlangung rechtlicher Vaterschaft verwehrt wurde.

Die Verfassungsbeschwerde ist, soweit sie zul&ssig ist, auch begrindet. § 1600 Abs. 2
Alt. 1, Abs. 3 Satz 1 BGB ist mit Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG unvereinbar (I). Da der angegriffene
Beschluss des Oberlandesgerichts auf der Anwendung von 8§ 1600 Abs. 2 Alt. 1, Abs. 3Satz 1
BGB beruht, verletzt er den Beschwerdefihrer in seinem Elternrecht aus Art. 6 Abs. 2 Satz 1
GG (I1).

Die Regelung in 8 1600 Abs. 2 Alt. 1, Abs. 3 Satz 1 BGB verletzt leibliche Vater in ihrem
Elternrecht aus Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG, soweit ihnen als Anfechtungsberechtigten nach
§ 1600 Abs. 1 Nr. 2 BGB die Anfechtung der Vaterschaft des rechtlichen Vaters versperrt ist,
wenn zwischen diesem und dem Kind zum malRgeblichen Zeitpunkt eine sozial-familidre
Beziehung besteht. Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG schitzt das als solches durch den Staat zu ach-
tende Recht der Eltern auf Pflege und Erziehung ihrer Kinder. Dieses Grundrecht steht leib-
lichen Vatern von Kindern auch dann zu, wenn sie nicht deren rechtliche Vater sind (1).
§1600 Abs. 2 Alt. 1, Abs. 3 Satz 1 BGB tragt den Anforderungen an das Elterngrundrecht
leiblicher Vater nicht hinreichend Rechnung und beeintrachtigt dieses (2 a), ohne dass dies
verfassungsrechtlich gerechtfertigtist (2 b).
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1. Das Eltern durch Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG gewahrleistete Recht auf Pflege und Erziehung
ihrer Kinder bedarf im Einzelnen der Ausgestaltung durch den Gesetzgeber unter Beach-
tung der das verfassungsrechtliche Elternrecht pragenden Strukturmerkmale (a). Eltern im
Sinne dieses Grundrechts und damit dessen Trager sind auch leibliche Vater von Kindern
(b). Ihnen muss die Mdglichkeit rechtlicher Vaterschaft er6ffnet sein. Ob und in welchem
Umfang ihnen im Einzelfall Elternverantwortung fiir ihre Kinder eingeraumt wird, hat der
Gesetzgeber im Rahmen seiner Ausgestaltungspflicht unter Beriicksichtigung der das ver-
fassungsrechtliche Elternrecht pragenden Strukturmerkmale und unter Beachtung der Ver-
haltnisméaRigkeit zu entscheiden (c). Weitergehende Rechte leiblicher Véater folgen aus
Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG auch nicht unter Berlicksichtigung des durch Art. 8 Abs. 1 EMRK ge-
waéhrleisteten Schutzes des Privat- und Familienlebens (d).

a) Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG gibt im Einzelnen weder vor, welche Personen als Eltern Trager
des Elterngrundrechts und Inhaber der Elternverantwortung sind, noch die von den Eltern
zur Wahrnehmung ihrer Verantwortung bendtigten Handlungsmaéglichkeiten. Damit Eltern
diese Verantwortung wahrnehmen kdnnen, bedarf es einer fachrechtlichen Ausgestaltung
des Elternrechts durch den Gesetzgeber (vgl. BVerfGE 121, 69 <94>; siehe auch BVerfGE 84,
168 <180> sowie — bezogen auf das Sorgerecht — BVerfGE 162, 378 <408 f. Rn. 68, 70>
m.w.N.). Seine Ausgestaltungspflicht bezieht sich sowohl auf Regelungen tber das Ver-
haltnis zwischen Eltern und Kindern als auch auf solche tber das Verhaltnis zwischen die-
sen und Dritten. Zudem muss der Gesetzgeber festlegen, welche Personen aus dem Kreis
der Eltern im Sinne von Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG die Elternverantwortung gegeniber ihren
Kindern tragen, tUber deren Einhaltung nach Art. 6 Abs. 2 Satz 2 GG die staatliche Gemein-
schaft wacht (vgl. BVerfGE 108, 82 <100>; 133, 59 <81 Rn. 58>; siehe auch BVerfGE 127,
132 <146>).

Bei der gebotenen Ausgestaltung muss der Gesetzgeber die das Elterngrundrecht im
Sinne von Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG pragenden Strukturmerkmale beachten (vgl. BVerfG, Be-
schluss des Ersten Senats vom 1. Februar 2023 - 1 BvL 7/18 -, Rn. 113 ff. — Kinderehe zur
entsprechenden Ausgestaltung der Ehe i.S.v. Art. 6 Abs. 1 GG). Als im Sinne von Art. 6 Abs. 2
Satz 1 GG natirliches Recht der Eltern hangt es nicht von einer Verleihung durch den Staat
ab, sondern wird als vorgegebenes Recht von diesem anerkannt (vgl. BVerfGE 59, 360
<376>; 108, 82 <100>). Dies schliel3t — jenseits staatlicher Eingriffe in das Recht der ein-
zelnen Trager dieses Grundrechts — ,,wesensmafige Umgestaltung(en)” (Jestaedt/Reimer,
in: Bonner Kommentar zum GG, [12/2018], Art. 6 Abs. 2 und 3Rn. 153) des Elternrechts aus.
Soist der Gesetzgeber etwa gehindert, die Erziehung und Pflege von Kindern als individu-
elle Aufgabe und Verantwortung ihrer Eltern generell und losgeldst von elterlichem Erzie-
hungsversagen im Einzelfall (vgl. Art. 6 Abs. 3 GG) aufzugeben und eine staatlich verant-
wortete Kindererziehung an ihre Stelle zu setzen (vgl. BVerfGE 24, 119 <142>). Um dem
zuvorderst den Eltern obliegenden Recht auf Pflege und Erziehung ihrer Kinder Geltung zu
verschaffen, muss er fachrechtliche Regelungen vorsehen, die die Eltern rechtlich in die
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Lage versetzen, der ihnen obliegenden Elternverantwortung nachkommen zu kénnen (vgl.
Britz, JZ 2014, S. 1069 <1070>; Hofling, in: Isensee/Kirchhof, Handbuch des Staatsrechts,
Band VII, 3. Aufl. 2009, 8 155 Rn. 24; Jestaedt/Reimer, in: Bonner Kommentar zum GG,
[12/2018], Art. 6 Abs. 2 und 3 Rn. 153). Das betrifft vor allem Regelungen zu den wesentli-
chen Elementen des Sorgerechts (vgl. BVerfGE 84, 168 <180>; 162, 378 <408 Rn. 68>
m.w.N.). Strukturprdgendes Merkmal des verfassungsrechtlichen Elternrechts aus Art. 6
Abs. 2 Satz 1 GG ist auch die im Grundsatz bestehende Verknipfung von Elterngrundrecht
und Elternverantwortung (vgl. BVerfGE 61, 358 <372>; 108, 82 <102>). Das gilt unabhé&n-
gig davon, ob die statusrechtliche Zuordnung als Eltern im Sinne von Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG
auf leiblicher Abstammung (Rn. 3) oder auf fachrechtlicher Zuweisung beruht (vgl. BVerfGE
79, 203 <210>; 80, 286 <295>; 108, 82 <102>; siehe auch BVerfGE 133, 59 <81 Rn. 59>).
Die strukturpragende Verknupfung von Tréagerschaft des Grundrechts aus Art. 6 Abs. 2 Satz 1
GG und dem Tragen von Elternverantwortung fiir ein Kind gebietet allerdings nicht, dass
der Gesetzgeber samtlichen Mittern und Vatern im verfassungsrechtlichen Sinne auf der
Ebene des Fachrechts Uberhaupt oder in gleichem Umfang Elternverantwortung einrdu-
men muss (vgl. BVerfGE 92, 158 <179>; 107, 150 <169>; 127, 132 <146 f.>).

Zudem hat der Gesetzgeber im Rahmen der Ausgestaltung weitere Garantien des Grund-
gesetzes zu bericksichtigen. Solche ergeben sich vor allem aus dem Grundrecht des Kindes
auf staatliche Gewéhrleistung elterlicher Pflege und Erziehung, also der Pflicht des Staates
aus Art. 2 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG sicherzustellen, dass das Kind eine
dem Kindeswohl entsprechende Pflege und Erziehung gerade durch seine Eltern erfahren
kann (vgl. Britz, JZ 2014, S. 1069 <1070>). Das gilt sowohl fiir die Ausgestaltung der status-
rechtlichen Eltern-Kind-Zuordnung als auch fur diejenige der wesentlichen Elternbefug-
nisse. Daneben kénnen sich insbesondere aus dem Familiengrundrecht (Art. 6 Abs. 1 GG)
und dem Recht auf freie Entfaltung der Persdnlichkeit (Art. 2 Abs. 1 GG) verfassungsrecht-
lich beachtliche Positionen der Mutter und zudem solcher Personen ergeben, die ein be-
sonderes Naheverhaltnis zum Kind haben, ohne dessen Eltern zu sein. Schliel3lich konnen
der allgemeine Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG (vgl. Lembke, in: Rothel/Heiderhoff, Re-
gelungsaufgabe Vaterstellung, 2014, S. 37 <41 f.>) sowie Art. 6 Abs. 5 GG als Konkretisie-
rung des allgemeinen Gleichheitssatzes und Schutznorm zugunsten nichtehelich gebore-
ner Kinder Bedeutung fur die Zuordnung und Ausgestaltung von Elternrechten haben (vgl.
BVerfGE 107, 150 <183>; 135, 48 <88 Rn. 108>).

b) aa) Das verfassungsrechtliche Elternrecht garantiert denjenigen, die als Eltern im
Sinne des Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG Trager dieser Gewahrleistung sind, das Recht auf Pflege
und Erziehung ihrer Kinder. Eltern kénnen grundsatzlich frei von staatlichem Einfluss und
von staatlichen Eingriffen nach eigenen Vorstellungen dartber entscheiden, wie sie die
Pflege und Erziehung ihrer Kinder gestalten und damit ihrer Elternverantwortung gerecht
werden wollen (vgl. BVerfGE 121, 69 <92>; 162, 378 <407 Rn. 67>). Das verfassungsrecht-
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liche Elternrecht ist im Grundsatz umfassend zu verstehen. Personen, die Elternverantwor-
tung im Sinne von Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG tragen, steht grundsétzlich ein verfassungsrecht-
lich geschitzter Einfluss auf samtliche Lebens- und Entwicklungsbedingungen des Kindes
zu, auch auRerhalb der Familie. Es erstreckt sich im Ausgangspunkt auch auf alle wesentli-
chen Elemente des Sorgerechts, ohne die Elternverantwortung nicht ausgetibt werden
kann (vgl. BVerfGE 107, 150 <173>; 162, 378 <408 Rn. 68>). Das Elterngrundrecht umfasst
einen grundsatzlichen Anspruch auf EinrAumung der im Fachrecht geregelten rechtlichen
Elternschaft (vgl. BVerfGE 108, 82 <104>; 133,59 <77 Rn. 47>; siehe auch BVerfG, Beschluss
der 2. Kammer des Ersten Senats vom 25. September 2018 - 1 BvR 2814/17 -, Rn. 18).
Ebenso garantiert es den Eltern den Bestand der Elternschaft, und zwar auch dann, wenn
diese nicht auf Abstammung, sondern auf fachrechtlicher Zuweisung beruht (vgl. BVerfGE
135, 48 <83 Rn. 91 f.>; siehe auch bereits BVerfGE 108, 82 <107>).

bb) Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG legt nur teilweise selbst fest, welche Personen Eltern im Sinne
dieses Grundrechts und damit in seinen Schutzbereich einbezogen sind. Wie bei der Grund-
rechtstragerschaft (dazu Rn. 39 ff.) hangt die Festlegung derjenigen Personen, die Eltern
im Sinne von Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG sind, auch von der Ausgestaltung des grundrechtlich
gewdhrleisteten Elternrechts durch den Gesetzgeber ab. Dieser kann ein Elternverhaltnis
sowohl auf der Statusebene rechtlicher Elternschaft als auch bei dem Innehaben von El-
ternverantwortung durch eine entsprechende Zuordnung im Fachrecht begrinden (vgl.
BVerfGE 108, 82 <103>; 133,59 <81 Rn. 58>). So verhalt es sich etwa bei der Annahme Min-
derjahriger (88 1741 ff. BGB) oder bei der Begrindung rechtlicher Vaterschaft eines Man-
nes durch Anerkennung der Vaterschaft mit Zustimmung der Mutter (8 1592 Nr. 2, § 1595
Abs. 1 BGB). Die rechtliche Wirksamkeit dieser Anerkennung hangt nicht von der tatséachlich
bestehenden leiblichen Vaterschaft ab (vgl. Rauscher, in: Staudinger, BGB, 2011, § 1592
Rn. 53; Wellenhofer, in: MiKo BGB, 9. Aufl. 2024, § 1594 Rn. 5 jeweils m.w.N.). Fir die Zu-
ordnung auf der Statusebene kommt es nicht darauf an, dass den Eltern samtliche im Fach-
recht vorgesehenen Elemente von Elternverantwortung, namentlich das gesamte Sorge-
recht, ibertragen sind (vgl. von Landenberg-Roberg, Elternverantwortung im Verfassungs-
staat, 2021, S. 521, 734 1f.). Bei der Begrindung verfassungsrechtlicher Elternschaft auf-
grund einer entsprechenden Zuordnungsregelung im Fachrecht ist der Gesetzgeber fir die
Ausgestaltung der Zuordnung an die das Elternrecht des Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG pragenden
Strukturmerkmale gebunden.

Unabhé&ngig von einer fachrechtlichen Zuordnungsregel sind jedenfalls die im herkdmm-
lichen Sinn leiblichen Eltern des Kindes, also der Mann und die Frau, die das Kind durch
Geschlechtsverkehr mit ihren Keimzellen gezeugt haben, wenn diese Frau anschlieRend
das Kind geboren hat (Rn. 3; vgl. BVerfGE 24, 119 <150>; 133, 59 <78 f. Rn. 53>), Eltern im
verfassungsrechtlichen Sinn; auf den Familienstand der Eltern und ihre konkrete soziale
Beziehung zum Kind kommt es dabei nicht an (vgl. insoweit BVerfGE 92, 158 <177 f.>; 108,
82 <100>). Dem liegt die Vorstellung zugrunde, dass diejenigen Personen, die dem Kind
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»,das Leben gegeben haben®, von Natur aus bereit und berufen sind, die mit dem Eltern-
grundrechtnotwendig verbundene Verantwortung fir die Pflege und Erziehung desKindes
zu tubernehmen (vgl. BVerfGE 24, 119 <150>; 108, 82 <100>). Damit ist der im vorgenann-
ten Sinne leibliche Vater eines Kindes vom Schutzbereich des Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG erfasst,
ohne dass es dafiir weiterer Voraussetzungen bedarf.

cc) JederElternteil im verfassungsrechtlichen Sinne kann sich im Grundsatz auf das Eltern-
grundrecht des Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG stutzen (vgl. Hofling, in: Isensee/Kirchhof, Handbuch
des Staatsrechts, Band VII, 3. Aufl. 2009, 8§ 155 Rn. 88; Jestaedt/Reimer, in: Bonner Kom-
mentar zum GG, [12/2018], Art. 6 Abs. 2 und 3 Rn. 221; Kaufhold, in: R6thel/Heiderhoff,
Regelungsaufgabe Mutterstellung: Was kann, was darf, was will der Staat?, 2016, S. 87
<106>; Sanders, Mehrelternschaft, 2018, S. 334 ff., insb. S. 337; von Landenberg-Roberg,
Elternverantwortung im Verfassungsstaat, 2021, S. 724), wobei Trager des Elterngrund-
rechts nicht die Gemeinschaft der Elternteile eines Kindes ist, sondern jeder Elternteil fur
sich (vgl. BVerfGE 99, 145 <164>; 133,59 <78 Rn. 51> m.w.N.) und damit auch der leibliche
Vater (Rn. 3, 38) eines Kindes.

(1) Das Elterngrundrecht ist durch die Ubernahme von Verantwortung fiir das Kind seitens
der Eltern gepragt. Es rAumt ihnen nicht allein Rechte im Verhaltnis zum und im Umgang
mit dem Kind ein, wie etwa das Sorgerecht (vgl. 88 1626 ff. BGB), sondern schliel3t die
Pflicht zur Pflege und Erziehung des Kindes ein. Zu dieser gehdrt neben der Verantwort-
lichkeit fur das physische, psychische und wirtschaftliche Wohl des Kindes auch, daftr zu
sorgen, dass sich das Kind in Austibung seines eigenen Rechts auf freie Entfaltung seiner
Personlichkeit aus Art. 2 Abs. 1 GG zu einer eigenverantwortlichen Persdnlichkeit in der so-
zialen Gemeinschaft entwickeln kann (vgl. BVerfGE 133, 59 <73 f.>; 159, 355 <381 Rn. 45>;
162, 378 <409 Rn. 70>). Aus der im Verhéaltnis zwischen dem Kind und seinen Eltern malf3-
geblichen Kindeswohlorientierung des Elternrechts (vgl. BVerfGE 121, 69 <92>; 133, 59
<77f.Rn.49>; 162, 378 <408 Rn. 67>; stRspr) einerseits sowie aus dem darauf bezogenen
staatlichen Wachteramt (Art. 6 Abs. 2 Satz 2 GG) andererseits folgt, dass grundsatzlich die
Gewahrleistungen des Elternrechts zugunsten von Eltern im Sinne von Art. 6 Abs. 2 Satz 1
GG mit dem Innehaben von Elternverantwortung verbunden sind (vgl. dazu BVerfGE 108,
82<101f.>; siehe auch BVerfGE 133, 59 <78 Rn. 52>). Die zuvérderst den Eltern obliegende
Pflicht zur Pflege und Erziehung des Kindes ist ein wesensbestimmender Bestandteil des
Elterngrundrechts unabhéngig davon, ob die verfassungsrechtliche Elternstellung auf Ab-
stammung oder auf fachrechtlich begriindeter Zuordnung beruht (vgl. BVerfGE 108, 82
<102> m.w.N.).

(2) Ist das Elterngrundrecht mit dem Innehaben von Elternverantwortung verbunden,

muss es Eltern im Sinne von Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG grundséatzlich mdglich sein, diese Ver-
antwortung auch erhalten und austiben zu kénnen. Dies zu gewahrleisten, ist Teil der Aus-
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gestaltungspflicht des Gesetzgebers, der dabei auch insoweit die das Elterngrundrecht pra-
genden Strukturmerkmale beachten muss. Das gibt nicht zwingend vor, das Innehaben von
Elternverantwortung und damit die Tragerschaft des Grundrechts aus Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG
von vornherein auf zwei Elternteile zu beschrédnken (anders noch BVerfGE 108, 82
<102 ff.>; 133, 59 <78 Rn. 52>).

Jedenfalls leibliche Vater, deren Elternschaft im verfassungsrechtlichen Sinne aus der ge-
netischen Verbindung mit dem Kind aufgrund natirlichen Zeugungsakts mit dessen Mutter
folgt (Rn. 3, 38), bei denen die Bereitschaft zur Ubernahme von Elternverantwortung an-
genommen werden kann (vgl. insoweit BVerfGE 108, 82 <100>), sind im Ausgangspunkt
Trager des Elterngrundrechts und kénnen sich auf die Gewahrleistungen des Art. 6 Abs. 2
Satz 1 GG stutzen. Das gilt auch dann, wenn aufgrund der im Fachrecht getroffenen Zuord-
nung zugleich die Mutter und der rechtliche Vater des Kindes Grundrechtstrager sind. In
dieser Konstellation von mehr als zwei Tragern des Elterngrundrechts ist es Teil der Ausge-
staltungspflicht des Gesetzgebers zu gewéhrleisten, dass die Elternverantwortung im von
Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG vorgesehenen Sinne wahrgenommen werden kann. Bei der Ausge-
staltung der rechtlichen Elternschaft — wie hier — der Grundrechtstrager Mutter, leiblicher
Vater und rechtlicher Vater ist es dem Gesetzgeber von Verfassungs wegen nicht verwehrt,
allen die rechtliche Elternschaft zuzuerkennen, verfassungsrechtlich geboten ist eine sol-
che Ausgestaltung nicht.

Einem Nebeneinander von leiblichem und rechtlichem Vater, denen zusammen mit der
Mutter Elternverantwortung fir das Kind Ubertragen wird, stehen die Struktur des Eltern-
grundrechts pragende Merkmale, insbesondere dessen Ausrichtung auf das Kindeswohl,
grundsatzlich nicht entgegen (siehe aber BVerfGE 108, 82 <102 f.>). Zwar folgt aus Art. 6
Abs. 2 Satz 1 GG schon aufgrund seiner Kindeswohlorientierung eine enge Begrenzung der
Zahl der Elternteile (vgl. BVerfGE 108, 82 <103>). Denn zum einen l&sst sich annehmen,
dass eine Erhdhung der Zahl der Elternteile mit einer Zunahme von Rollenkonflikten und
Kompetenzstreitigkeiten zwischen den Elternteilen einhergehen kann, die dem Kindes-
wohl abtréglich sind (siehe allerdings Walper, Festschrift fir Coester, 2019, S. 143 <146>
m.w.N. sowie Rn. 61 f.). Zum anderen durfte es im Vergleich zu dem auf zwei Personen
begrenzten Innehaben von Elternverantwortung haufig schwieriger sein, elterliches Ver-
sagen bei der Wahrnehmung der Pflicht zu Pflege und Erziehung den einzelnen Elterntei-
len so zuordnen zu kdnnen, dass der Staat das ihm im Interesse des Kindes Uberantwortete
Wachteramt aus Art. 6 Abs. 2 Satz 2 GG kindeswohlorientiert gegeniber den jeweils einzel-
nen Elternteilen wahrnehmen kann (vgl. BVerfGE 108, 82 <103>). Beides gebietet aber
nicht, bei Vorhandensein von bereits zwei rechtlichen Elternteilen als Tragern des Grund-
rechts aus Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG dem leiblichen Vater (Rn. 41) diese Tragerschaft von vorn-
herein zu versagen. Dem Kindeswohl regelmafRig abtréagliche Kompetenzstreitigkeiten bei
mehr als zwei in Elternverantwortung stehenden Elternteilen und Schwierigkeiten der Ver-
antwortungszuordnung im Rahmen der Ausiibung des staatlichen Wachteramtes haben
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ihre Ursache nicht in der Grundrechtstréagerschaft als solcher und der Anzahl rechtlicher El-
tern auf der Statusebene. Sie kdnnen vielmehr vor allem dann auftreten, wenn mehr als
zwei Elternteile auf der Ebene der fachrechtlichen Ausgestaltung der die Elternverantwor-
tung pragenden Rechte- und Pflichtenstellung, insbesondere dem fachrechtlichen Sorge-
recht, vollumféanglich diese Verantwortung innehéatten und keine Einigkeit tiber deren Aus-
Ubung bestiinde (vgl. von Landenberg-Roberg, Elternverantwortung im Verfassungsstaat,
2021, S. 523). Der Gesetzgeber ist aber im Rahmen seiner Ausgestaltungspflicht nicht ge-
halten, in jeder Konstellation allen Elternteilen im Sinne von Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG gleiche
Rechte im Verhaltnis zu ihrem Kind einzurdumen (vgl. BVerfGE 107, 150 <169>), sondern
er kann die jeweilige Rechtsstellung der Elternteile differenzierend ausgestalten (vgl.
BVerfGE 92, 158 <179>).

c) Dem Gesetzgeber steht bei der Ausgestaltung der mit dem Elterngrundrecht des Art. 6
Abs. 2 Satz 1 GG verbundenen Elternverantwortung sowohl des Eltern-Kind-Verhaltnisses
auf der Statusebene (aa) als auch auf derjenigen der konkreten Rechte- und Pflichtenstel-
lung der Eltern gegenuber dem Kind (bb) ein Spielraum zu (vgl. von Landenberg-Roberg,
Elternverantwortung im Verfassungsstaat, 2021, S. 790 m.w.N.; siehe auch Brosius-Gers-
dorf, in: Dreier, GG, Bd. I, 4. Aufl. 2023, Art. 6 Rn. 383; Jestaedt/Reimer, in: Bonner Kom-
mentar zum GG, [12/2018], Art. 6 Rn. 149), der jeweils durch die das Elterngrundrecht pra-
genden Strukturmerkmale und die Anforderungen der VerhaltnismafRigkeit begrenzt ist.

aa) (1) Entscheidet sich der Gesetzgeber wie im geltenden Fachrecht dazu, die rechtliche
Elternschaft auf zwei Personen zu beschranken, ist er gehalten, die Elternschaft grundséatz-
lich an der Abstammung des Kindes (Rn. 3, 38) auszurichten (vgl. BVerfGE 108, 82 <100>).
Allerdings ist es ihm bei Regelungen zur Begriindung rechtlicher Vaterschaft erlaubt, dafir
nicht eine Feststellung der leiblichen Abstammung im Einzelfall zu verlangen, sondern ty-
pisierend aus tatsachlichen Umstanden, vor allem aus der sozialen Situation der Betroffe-
nen, auf die Abstammung sowie damit auch auf die Bereitschaft zur rechtsverbindlichen
Ubernahme von Elternverantwortung zu schlieBen und daran die Zuordnung der rechtli-
chen Eltern auszurichten, wenn dies in der Regel zu dem Zusammentreffen von leiblicher
und rechtlicher Elternschaft fihrt (vgl. BVerfGE 79, 256 <267>; 108, 82 <100 f.>). Das steht
mit der Kindeswohlorientierung des Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG einerseits sowie dem Schutz fa-
miliarer sozialer Beziehungen im Sinne von Art. 6 Abs. 1 GG andererseits in Einklang. So ist
der Gesetzgeber grundsatzlich befugt, aus der ehelichen Geburt auf die leibliche Vater-
schaft des Enemannes der Mutter (vgl. 8 1592 Nr. 1 BGB) zu schlie3en und daran die Zuord-
nung rechtlicher Vaterschaft zu kntipfen. Entsprechendes gilt fir die mit Zustimmung der
Mutter erfolgende Anerkennung der Vaterschaft durch einen Mann (vgl. § 1592 Nr. 2,
§ 1595 Abs. 1 BGB), die zum Ausdruck bringt, dass dieser zur Ubernahme von Elternverant-
wortung bereit ist (vgl. BVerfGE 108, 82 <100>). Es kann auch dann erwartet werden, dass
diesem die Erziehung und Pflege des Kindes in einer Weise am Herzen liegt, wie dies das
Grundgesetz bei leiblichen und rechtlichen Eltern als Regelfall voraussetzt (vgl. dazu
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BVerfGE 133, 59 <77 f. Rn. 49> m.w.N.). Konsequenz dieser Vermutungsregelungen ist,
dass im Einzelfall — entgegen der gesetzlichen Vermutung — die rechtliche und die leibli-
che Vaterschaft auseinanderfallen kébnnen. Das Kind hat dann zwei Vater, die sich beide auf
ihre durch Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG geschutzte Elternschaft berufen kénnen (vgl. BVerfGE 108,
82 <100 f.>). Greift der Gesetzgeber bei der Zuordnung des Eltern-Kind-Verhéaltnisses auf
derartige Vermutungen zuriick, muss er aber bei Auseinanderfallen von leiblicher und
rechtlicher Vaterschaft wegen der Gewahrleistungen des Elterngrundrechts zugunsten des
leiblichen Vaters die Erlangung des Vaterschaftsstatus und zugunsten des rechtlichen Va-
ters dessen Aufgabe erméglichen.

(2) Ist nicht der leibliche Vater, sondern ein anderer Mann rechtlicher Vater des Kindes,
beschrankt eine im Fachrecht auf zwei Elternteile begrenzte rechtliche Elternschaft das
Grundrecht des leiblichen Vaters aus Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG.

(a) DasElterngrundrecht des Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG garantiert dem leiblichen Vater (Rn. 3)
die Mdglichkeit, auch rechtlicher Vater seines Kindes zu werden. Schliel3t das Fachrecht
— verfassungsrechtlich im Ausgangspunkt zulassig (vgl. Sanders, Mehrelternschaft, 2018,
S. 365; Wapler, Kinderrechte und Kindeswohl, 2015, S. 187; siehe auch Plettenberg, Vater,
Vater, Mutter, Kind — Ein Pladoyer fir die rechtliche Mehrelternschaft, 2016, S. 37), wenn
auch nicht geboten (Rn. 43) — eine rechtliche Vaterschaft von mehr als einem Vater aus,
muss dem leiblichen Vater ein Verfahren zur Verfiigung stehen, das ihm grundsétzlich die
Erlangung der rechtlichen Vaterschaft ermdglicht (vgl. BVerfGE 108, 82 <104 f.>). Dieses
muss hinreichend effektiv sein (vgl. BVerfG, Beschluss der 2. Kammer des Ersten Senatsvom
25. September 2018 - 1 BvR 2814/17 -, Rn. 19), um dem Elterngrundrecht des leiblichen
Vaters Rechnung zu tragen.

(b) Dabei fordert Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG trotz des Gebots der Ausrichtung rechtlicher El-
ternschaft als Statusverhdltnis an der Abstammung nicht stets einen Vorrang leiblicher Va-
terschaft vor einer bestehenden rechtlichen Vaterschaft (vgl. BVerfGE 108, 82 <105 f.>;
siehe auch BVerfG, Beschluss der 2. Kammer des Ersten Senats vom 25. September 2018
- 1 BVvR 2814/17 -, Rn. 20 m.w.N.). Wird dem leiblichen Vater als Trager des Elterngrund-
rechts aber die rechtliche Vaterschaft wegen einer bestehenden rechtlichen Vaterschaft ei-
nes anderen Mannes versagt, muss dies durch das Uberwiegen gegenlaufiger geschutzter
Interessen anderer Betroffener, insbesondere denjenigen des Kindes, gerechtfertigt sein.
Im Rahmen der Ausgestaltung der rechtlichen Vaterschaft unter Berticksichtigung der ver-
schiedenen, teils gegenlaufigen Interessen sind dem Gesetzgeber auch insoweit abstrakt-
generelle Regelungen unter Ausblenden abweichender Verhaltnisse in Einzelfallen nicht
verwehrt.
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(aa) Bei seiner Ausgestaltungsaufgabe muss der Gesetzgeber das an objektiven Gege-
benheiten erkennbare Ausmal des Interesses des leiblichen Vaters an der Erlangung recht-
licher Vaterschaft beriicksichtigen. Da das Elterngrundrecht durch die Kindeswohlausrich-
tung im Eltern-Kind-Verhéltnis einerseits sowie die Verknipfung von verfassungsrechtli-
cher Elternschaft mit Elternverantwortung im Sinne einer umfassenden Rechte- und Pflich-
tenstellung gegentber dem Kind andererseits gepragt ist, kommt dem Bemihen des leib-
lichen Vaters, die rechtliche Vaterschaft zu erlangen, Bedeutung zu. Frihzeitiges und um-
fassendes Bemiuhen um die rechtliche Vaterschaft erlaubt regelmaRig den Schluss, dass der
leibliche Vater als einer der beiden Elternteile, die dem Kind das Leben gegeben haben,
bereitist, die Verantwortung fur die Pflege und Erziehung des Kindes zu tibernehmen (vgl.
insoweit BVerfGE 108, 82 <100>). Mit der leiblichen Elternschaft (Rn. 3, 38 f.) verbindet das
Grundgesetz die Vorstellung, dass den leiblichen Eltern das Wohl des Kindes ,,mehr am Her-
zen liegt als jeder anderen Person” (vgl. BVerfGE 59, 360 <376>; 61, 358 <371>). Besteht
die erkennbare Bereitschaft zur Ubernahme von Elternverantwortung bereits von Geburt
des Kindes an, hat dies Gewicht (vgl. BVerfG, Beschluss der 2. Kammer des Ersten Senats
vom 25. September 2018 - 1 BvR 2814/17 -, Rn. 19, 21). Die Gewahrleistung des Art. 6
Abs. 2 Satz 1 GG zugunsten des leiblichen Vaters lauft dann regelmafRig mit dem Interesse
des Kindes auf Zuordnung der statusrechtlichen Elternrolle bereits ab dem Zeitpunkt seiner
Geburt (vgl. BVerfGE 84, 168 <181>; siehe auch bereits BVerfGE 38, 241 <251>) weitgehend
parallel. Bei der Ausgestaltung ist zudem zu bericksichtigen, ob und inwieweit der leibli-
che Vater auch ohne rechtliche Vaterschaft bereits in die Pflege und Erziehung des Kindes
eingebunden war oder ist, sei es im Rahmen eines (auch friheren) Zusammenlebens mit
der Mutter und dem Kind oder durch regelméaRigen Umgang mit dem Kind. Beides kann mit
dem Bestehen einer solchen Beziehung des leiblichen Vaters zu seinem Kind einhergehen,
die zusatzlich zu seinem Elterngrundrecht durch Art. 6 Abs. 1 GG geschutzt ist. Auch bei ak-
tuell oder vormals bestehender sozial-familidrer Beziehung des leiblichen Vaters zu sei-
nem Kind ist es aber verfassungsrechtlich nicht zwingend geboten, dem leiblichen Vater
die rechtliche Vaterschaft einzuraumen, wenn eine schutzwuirdige sozial-familiare Bezie-
hung desKindes zu seinem rechtlichen Vater besteht (vgl. BVerfG, Beschluss der 1. Kammer
des Ersten Senatsvom 4. Dezember 2013 - 1 BvR 1154/10 -, Rn. 5; Beschluss der 2. Kammer
des Ersten Senats vom 25. September 2018 - 1 BvR 2814/17 -, Rn. 20).

(bb) Bei der Ausgestaltung der rechtlichen Vaterschaft im Fachrecht muss der Gesetzge-
ber neben dem Elterngrundrecht des leiblichen Vaters vor allem die grundrechtlich ge-
schitzten Interessen des Kindes berticksichtigen, um seiner Gewahrleistungsverantwor-
tung aus Art. 2 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG gegeniiber dem Kind gerecht
zu werden (vgl. BVerfGE 133, 59 <75 f. Rn. 45>; zum Schutz des Kindes durch Art. 6 Abs. 1
GG Rn. 56 ff.). Dieser Gewéahrleistungsauftrag verpflichtet ihn, das Ob und das Wie elterli-
cher Pflichtenwahrnehmung in Ausrichtung auf das Kindeswohl zu sichern. Teil dessen ist,
die — von der Verfassung vorausgesetzte — spezifisch elterliche Hinwendung zu den Kin-
dern (vgl. BVerfGE 101, 361 <385 f.>) dem Grunde nach zu ermdglichen und zu sichern (vgl.
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BVerfGE 57, 361 <382 f.>; 121, 69 <95>; 133, 59 <74 Rn. 42>). Das Elternrecht schliel3t die
Aufgabe ein, daflr zu sorgen, dass sich das Kind in Ausiibung seines eigenen Rechts auf
freie Entfaltung seiner Personlichkeit in der sozialen Gemeinschaft entwickeln kann (vgl.
BVerfGE 133,59 <73 f.Rn. 42>; 159, 355 <381 Rn. 45>; 162, 378 <409 Rn. 70>). Neben die-
ser Forderpflicht der Eltern sind dem Staat eigene Pflichten gegeniber den Kindern aufer-
legt, die den elterlichen Pflege- und Erziehungsauftrag unterstiitzen und erganzen (vgl.
BVerfGE 83, 130 <139>). Ihn trifft auch in den Bereichen eine grundrechtliche Gewahrleis-
tungspflicht aus Art. 2 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 6 Abs. 2 GG, in denen die Pflege- und
Erziehungspflicht in den Handen der Eltern liegt. Dem Staat verbleibt als Teil seiner Ge-
wahrleistungspflicht eine Kontroll- und Sicherungsverantwortung daftir, dass sich ein Kind
in der Obhut seiner Eltern tatsachlich zu einer eigenverantwortlichen Persdnlichkeit ent-
wickeln kann (vgl. BVerfGE 101, 361 <385 f.>; 121, 69 <93 f.>; 133, 59 <73 f. Rn. 42>). Wie
der Staat diese Gewahrleistungsverantwortung einldst, istin erster Linie durch den Gesetz-
geber zu entscheiden. Ihm steht dabei ein Einschatzungs-, Wertungs- und Gestaltungs-
spielraum zu, dessen Einhaltung verfassungsgerichtlicher Kontrolle unterliegt (vgl.
BVerfGE 133, 59 <75 f. Rn. 45> m.w.N.).

Die staatliche Gewahrleistungsverantwortung betrifft auch die rechtliche Zuordnung des
Kindes zu seinen Eltern auf der Statusebene. Das allgemeine Persénlichkeitsrecht (Art. 2
Abs. 1i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG) des Kindes als Auspragung der freien Persdnlichkeitsentfal-
tung (vgl. BVerfGE 159, 223 <278 Rn. 113>) verlangt eine klare Zuweisung der Elternrolle
(vgl. BVerfGE 108, 82 <101>). Fur die Entwicklung des Kindes ist neben seiner Abstammung
und neben der Qualitdt der Beziehungen zu seinen jeweiligen Bezugspersonen das Wissen
und die Gewissheit von mal3geblicher Bedeutung, zu wem es gehort, welcher Familie es
zugeordnetist und wer als Mutter oder Vater Verantwortung fiir es tragt und das Vertrauen,
dass die Zugehorigkeit von Bestand ist. Die rechtliche familiare Zuordnung nimmt im Be-
wusstsein der Einzelnen eine Schlisselstellung fiir die Individualitatsfindung sowie fir das
Selbstverstandnis und das familidre Verhaltnis zu anderen ein. Eine solche Zuordnung
schafft personale und rechtliche Sicherheit fir das Kind (vgl. BVerfGE 108, 82 <101 f.>) vor
allem dann, wenn die Zuordnung des Kindes zu seinen Eltern auf der Statusebene még-
lichst als dauerhaft ausgestaltet ist. Insoweit kommt der leiblichen Abstammung Bedeu-
tung fir die statusrechtliche Zuordnung zu, weil bei Ubereinstimmung von leiblicher und
rechtlicher Elternschaft ein spaterer Statuswechsel regelmaRig ausgeschlossen ist, wah-
rend eine solche Statussicherheit bei rechtlicher Elternschaft des nicht leiblichen Vaters
schon wegen der Moglichkeit einer erfolgreichen Vaterschaftsanfechtung so nicht besteht
(vgl. Helms, FamRZ 1997, S. 913 <914>; Roth, NJW 2003, S. 3153 <3155>; von Landenberg-
Roberg, Elternverantwortung im Verfassungsstaat, 2021, S. 756). Nach dem Ergebnis der
mundlichen Verhandlung gibt es aus dem Bereich der Stiefkindforschung zudem Hinweise
darauf, dass das Engagement leiblicher Vater tendenziell langfristiger und unabhéangig
von der Beziehung zur Mutter angelegt ist. Schlie3lich kann es dem Kindeswohl auch dien-
lich sein, wenn etwa eine bestehende Elternkonstellation unberithrt bleibt, aber eine
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durch die Elternstellung zusatzlich stabilisierte dauerhafte Beziehung zum leiblichen Vater
hinzutritt. Dem Gesetzgeber ist es deshalb nicht untersagt, von der typisierenden Begren-
zung der rechtlichen Elternschaft auf zwei Elternteile abzuweichen und etwa eine diffe-
renzierende Einzelfallentscheidung vorzusehen.

Das allgemeine Personlichkeitsrecht des Kindes schiitzt dieses zudem davor, dass ihm
verfugbare Informationen Uber die eigene Abstammung vorenthalten werden, welil
dadurch die grundrechtlich gewahrleistete freie Entfaltung der Persdnlichkeit in spezifi-
scher Weise gefahrdet werden kann. Die Kenntnis der eigenen Abstammung kann fir die
Entwicklung der Persdnlichkeit der Einzelnen von erheblicher Bedeutung sein, und die feh-
lende Moglichkeit, die eigene Abstammung zu klaren, kann erhebliche Belastungen und
Verunsicherungen bewirken (vgl. BVerfGE 141, 186 <201 Rn. 31, 202 f. Rn. 34 f.> m.w.N.).
Der Anspruch auf Kenntnis der eigenen Abstammung wird durch das allgemeine Person-
lichkeitsrecht allerdings nicht absolut, sondern lediglich nach Mal3gabe einer Abwagung
mit den Grundrechten sonst betroffener Personen gewahrleistet (vgl. BVerfGE 141, 186
<204 f. Rn. 39, 208 ff. Rn. 49 ff.>). Selbst wenn dem Kind eine Mdglichkeit zur Klarung sei-
ner Abstammung aulRerhalb der Eltern-Kind-Zuordnung erdffnet ist, wie etwa im gelten-
den Recht mit § 1598a Abs. 1 Nr. 3 BGB, kommt dessen Anspruch auf Kenntnis seiner Ab-
stammung bei der Ausgestaltung der rechtlichen Elternschaft insoweit Bedeutung zu, als
bei Zweifeln an der Abstammung ein Interesse des Kindes daran bestehen kann, die bishe-
rige rechtliche Vaterschaft zu beenden und dem leiblichen Vater auch die rechtliche Vater-
schaft zu eroffnen (vgl. insoweit BVerfGK 14, 421 <428>). Das durch das allgemeine Per-
sonlichkeitsrecht geschiitzte Interesse des Kindes an der Kenntnis seiner Abstammung fallt
dann mit dem aus dem Elternrecht des Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG folgenden Gebot, leibliche
und rechtliche Vaterschaft moglichst in Ubereinstimmung zu bringen (vgl. BVerfGE 117,
202 <234>), zusammen.

(cc) Bei seiner Ausgestaltungsaufgabe muss der Gesetzgeber auch die grundrechtlich ge-
schitzten Interessen des rechtlichen Vaters beachten. Entscheidet sich der Gesetzgeber fir
eine auf zwei Personen beschrankte Elternschaft auf der Statusebene, schitzt das Eltern-
grundrecht aus Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG den rechtlichen Vater einerseits in seinem maoglichen
Interesse am Fortbestand des Eltern-Kind-Verhaltnisses selbst bei Zweifeln an der leibli-
chen Abstammung des Kindes (vgl. BVerfGK 14, 421 <427>). Andererseits schiitzt das El-
terngrundrecht schon wegen der damit verbundenen Elternverantwortung auch sein et-
waiges Interesse an der Auflésung der Vaterschaft, wenn sich herausstellt, dass das Kind
nicht leiblich von ihm abstammt (vgl. BVerfGE 117, 202 <234>). Dann fordert die Beendi-
gung seiner Vaterschaft jedenfalls bei der geltenden Rechtslage zur Vaterschaftsanfech-
tung das Erreichen des Ziels, eine Ubereinstimmung der leiblichen und rechtlichen Vater-
schaft herbeizufuhren (vgl. BVerfGE 108, 82 <104>; 117, 202 <234>).

23/48

52

53



(dd) Dem Elternrecht der Mutter kommt im Zusammenhang mit der Gestaltung der sta-
tusrechtlichen Stellung des leiblichen Vaters Bedeutung zu, wenn eine von Art. 6 Abs. 1 GG
erfasste sozial-familiare Beziehung zu dem rechtlichen Vater des Kindes besteht. Fehlt es
daran, mag zwar ein Interesse der Mutter bestehen, die rechtliche Elternschaft nicht mit
dem leiblichen Vater zu teilen. Dieses Interesse ist aber nicht von Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG
geschutzt (vgl. BVerfGE 108, 82 <109>).

(ee) Beschrankt der Gesetzgeber die rechtliche Elternschaft als Eltern-Kind-Zuordnung
(Statusebene) auf zwei Elternteile, missen Regelungen zur rechtlichen Elternschaft den
durch Art. 6 Abs. 1 GG gewahrten Schutz der Familie bertcksichtigen (vgl. BVerfGE 108, 82
<107>; siehe auch BVerfGE 133, 59 <84 f. Rn. 67 f.>). Das kann sozial-familiare Beziehun-
gen des Kindes sowohl zu seinen rechtlichen Eltern als auch eine solche zu seinem leibli-
chen, aber nicht rechtlichen Vater betreffen.

(a) Art. 6 Abs. 1 GG schitzt die tatsachliche Lebens- und Erziehungsgemeinschaft der Kin-
derundihrer Eltern unabhéangig davon, ob diese miteinander verheiratet sind (vgl. BVerfGE
151, 101 <124 f. Rn. 56>; 159, 223 <276 Rn. 108> m.w.N.). Das Familiengrundrecht zielt
auf den Schutz der spezifisch psychologischen und sozialen Funktion familidrer Bindungen
und setzt deshalb den Bestand rechtlicher Verwandtschaft nicht voraus (vgl. BVerfGE 133,
59 <82 f. Rn. 61 ff.>). Es orientiert sich am tatsachlichen Charakter der zwischen den Be-
troffenen bestehenden Bindungen. Der Schutz der Familie nach Art. 6 Abs. 1 GG reicht inso-
fern Gber das Elternrecht des Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG hinaus, als er auch Familiengemein-
schaften im weiteren Sinne wie etwa Pflege- (vgl. BVerfGE 68, 176 <187>; 79, 51 <59>)
und Stieffamilien (vgl. BVerfGE 18, 97 <105 f.>; 79, 256 <267>) einbezieht, die als ,,soziale
Familien* vom Bestehen rechtlicher Elternschaft unabhéangig sind (vgl. BVerfGE 99, 216
<2311f.>; 108, 82 <107, 116>; 133, 59 <82 f. Rn. 62 f.>; stRspr). Geschitzt sind soziale Fa-
milien als dauerhafte Verantwortungsgemeinschaft von Eltern mit ihren Kindern (vgl.
BVerfGE 80, 81 <90>; 99, 216 <231 f.>). Ihre besondere Bedeutung entfaltet die familiare
Gemeinschaftim Zusammenleben der Eltern mitihren heranwachsenden Kindern. Die leib-
liche und seelische Entwicklung der prinzipiell schutzbedirftigen Kinder findet in der Fa-
milie und der elterlichen Erziehung eine wesentliche Grundlage (vgl. BVerfGE 80, 81 <90>).

(B) Dem Schutz des Art. 6 Abs. 1 GG unterfallen sowohl die sozial-familidre Gemeinschaft
zwischen den rechtlichen Eltern und dem Kind als auch dessen Gemeinschaft mit seinem
rechtlichen Vater allein. Schutzgegenstand ist nAmlich jeweils die Beziehung des Kindes zu
dem jeweiligen Elternteil (vgl. BVerfGE 78, 38 <49>; 108, 82 <114>). Bei einer auf zwei
Personen beschrankten rechtlichen Elternschaft berihrt ein Wechsel in der Person des
rechtlichen Vaters jeweils auch den Schutzbereich des Familiengrundrechts, wenn zwi-
schen dem bisherigen rechtlichen Vater und dem Kind eine sozial-familiare Beziehung be-
steht. Die soziale Familie als dauerhafte Verantwortungsgemeinschaftistungeachtet eines
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maoglichen weiteren Zusammenlebens in dieser Familie betroffen, weil die rechtliche Va-
terschaft Voraussetzung dafir ist, auch rechtlich fir das Kind durch Innehaben des fach-
rechtlichen Sorgerechts (88 1626 ff. BGB) verantwortlich zu sein. Dementsprechend be-
rihrt ein Wechsel der rechtlichen Vaterschaft auch die familidre Beziehung zwischen der
Mutter und ihrem Kind. Tritt an die Stelle des bisherigen rechtlichen Vaters der leibliche
Vater, kann dieser nach der derzeitigen fachrechtlichen Rechtslage unter den Vorausset-
zungen von § 1626a BGB das Sorgerecht erlangen. Das hat Auswirkungen auf die bislang
bestehende Verantwortungsgemeinschaft.

(v) Besteht zwischen dem leiblichen, aber nicht rechtlichen Vater und seinem Kind eine
soziale Familie, was vor allem in Betracht kommt, wenn dieser Uiber eine bestimmte Zeit
tatsachlich Verantwortung fur das Kind getragen hat, ist auch diese Beziehung durch Art. 6
Abs. 1 GG geschitzt. Das Familiengrundrecht schiitzt dann das Interesse von Kind und Vater
am Erhalt dieser sozial-familiaren Beziehung (vgl. BVerfGE 108, 82 <112>). Ist der bislang
nur leibliche Vater ernsthaft bereit, nicht nur tatsachlich, sondern auch rechtlich Verant-
wortung fur das Kind zu Ubernehmen, verstarkt Art. 6 Abs. 1 GG insoweit sein als Grund-
rechtstrager des Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG geschutztes Interesse an der Erlangung der rechtli-
chen Vaterschaft auf der Statusebene als Voraussetzung dafir, rechtliche Verantwortung
fir das Kind durch Ubertragung des Sorgerechts iibernehmen zu konnen.

bb) Der Gesetzgeber hat die vorgenannten MalRgaben bei der Ausgestaltung der mit dem
Elterngrundrecht (Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG) untrennbar verbundenen Elternverantwortung im
Ausgangspunkt auch dann zu bericksichtigen, wenn er — abweichend vom geltenden
Fachrecht und ohne von Verfassungs wegen dazu verpflichtet zu sein (Rn. 41, 49) — neben
der Mutter und dem rechtlichen Vater des Kindes zusatzlich dessen leiblichem Vater die
rechtliche Elternschaft eréffnet. Es ist dann seine Aufgabe, durch eine klare Bestimmung
der Rechte- und Pflichtenstellung der rechtlichen Eltern den grundrechtlich geschitzten
Interessen desKindes Rechnung zu tragen (dazu Rn. 51 f.). Die fiir seine Entwicklung erfor-
derliche Sicherheit des Kindes erstreckt sich nicht nur auf die rechtliche Zuordnung zu sei-
nen Eltern auf der Statusebene, sondern bezieht sich auch auf die Gewissheit dartber, wer
als Elternteil Verantwortung fir es tragt (vgl. insoweit BVerfGE 108, 82 <101 f.>). Dartber
hinaus bedarf es bei einer die Mutter und zwei rechtliche Vater umfassenden rechtlichen
Elternschaft einer klaren und eindeutigen Zuweisung der jeweiligen Rechte und Pflichten
gegentber dem Kind auch deshalb, um personell festmachen zu kdnnen, wem gegentiber
das staatliche Wachteramt des Art. 6 Abs. 2 Satz 2 GG auszuliben ist und gegen wen gege-
benenfalls sorgerechtliche Mal3hahmen (vgl. 88 1666 ff. BGB) zu richten sind (vgl. BVerfGE
108, 82 <103>). Verfassungsrechtlich nicht verlangt ist, allen Tragern des Grundrechts aus
Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG die gleichen Rechte und Pflichten im Verhéltnis zu ihrem Kind einzu-
raumen (vgl. BVerfGE 92, 158 <179>; 107, 150 <169>). Dementsprechend weist auch das
geltende Recht nicht jedem rechtlichen Elternteil Elternverantwortung in Gestalt des fach-
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rechtlichen Sorgerechts (88 1626 ff. BGB) zu, sondern macht dies jedenfalls bei nichteheli-
chen Kindern von weiteren Voraussetzungen abhéngig (siehe vor allem § 1626a Abs. 1
Nr. 3, Abs. 2 BGB).

(1) Die durch das Grundgesetz geschitzten Interessen des Kindes, insbesondere sein An-
spruch darauf, bei der Ausiibung seines eigenen Rechts auf freie Entfaltung seiner Person-
lichkeit in der sozialen Gemeinschaft aus Art. 2 Abs. 1 GG unterstitzt und geférdert zu wer-
den (vgl. BVerfGE 133, 59 <73 f. Rn. 42>; 159, 355 <381 Rn. 45>; 162, 378 <409 Rn. 70>),
stehen der Ubertragung der durch Rechte und Pflichten gepragten elterlichen Elternver-
antwortung auf die Mutter, den leiblichen Vater und den rechtlichen Vater von Verfassungs
wegen nicht entgegen (Rn. 43). Weder die im Verfahren eingeholten schriftlichen Stel-
lungnahmen der sachkundigen Dritten noch deren AuBerungen in der miindlichen Ver-
handlung geben Anlass zu der Annahme, dass die — wie auch immer konkret ausgestaltete
— Elternverantwortung der drei vorgenannten Elternteile mit einer am Kindeswohl ausge-
richteten Wahrnehmung dieser Verantwortung von vornherein unvereinbar wére. Das gilt
sowohl fur die Erkenntnisse zum Bindungsverhalten von Kindern als auch fir das ihrem
Wohl sowie ihrer Entwicklung férderliche Wissen und die Gewissheit dartiber, wer als El-
ternteil Verantwortung fir sie tragt.

So kann nach den Erkenntnissen und Wertungen vor allem der Deutschen Gesellschaft fur
Psychologie und des Bundesverbandes fir Kinder- und Jugendlichenpsychotherapie, die
mit denen weiterer sachkundiger Dritter im Ergebnis weitgehend Ubereinstimmen, ein
Kind zu einer Vielzahl an Bezugspersonen enge Bindungen aufbauen. Wichtig fur den Auf-
bauvon Bindungen ist die Fiirsorge seitens der Bezugsperson und die tatsachliche Interak-
tion. Die erhohte Komplexitat von Elternschaftskonstellationen stellt fir sich genommen
keine hohere Belastung fur das Kind dar. Belastungen der Eltern-Kind-Beziehung werden
nur im Fall von starken, offenen oder verdeckten Konflikten zwischen den Bezugspersonen
beobachtet. Das gilt aber sowohl in pluralen Elternverhaltnissen als auch in Kernfamilien
bestehend aus zwei Elternteilen. Diese Erkenntnisse werden durch das Deutsche Jugend-
institut bestatigt. In LAngsschnittstudien zu Stieffamilien zeigen sich nach den gut nach-
vollziehbaren Ausfiihrungen des Instituts keine erhdhten Konfliktdaten bei mehreren Per-
sonensorgeberechtigten. Das stimmt mit den insoweit vorhandenen Erfahrungen und Er-
kenntnissen der Bundesarbeitsgemeinschaft Landesjugendamter tberein. Danach bringt
ein familiares Modell, in dem die rechtliche Elternschaft bei beiden leiblichen Eltern liegt
und diese gemeinsam mit dem Partner der Mutter die Funktion der sozialen Elternschaft
Ubernehmen, fir die Bindungen des Kindes kein grundsatzliches Problem mit sich. Ein sol-
ches Modell stellt jedoch an die Kommunikations- und Kooperationsbereitschaft aller Be-
teiligten erhohte Anforderungen und verlangt die Akzeptanz der jeweiligen Bedeutung
und Rolle der weiteren Elternteile und Bezugspersonen.
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Der Deutsche Familiengerichtstag und das Deutsche Jugendinstitut haben zudem auf
eine Regelung in Wales aufmerksam gemacht, nach der das Sorgerecht auf mehr als zwei
Personen verteilt werden kann. Die dazu vorhandenen Gerichtsstatistiken zeigten keine
erkennbaren Steigerungen darauf bezogener gerichtlicher Verfahren. Das Deutsche Ju-
gendinstitut bestatigt dies auch unter Verweis auf die dhnliche kanadische Rechtslage, zu
der aber nur eine wenig umfangliche Befundlage vorhanden sei.

Die sachkundigen Dritten stimmen im Ergebnis zudem Uberein, dass das Fehlen einer
rechtlichen Eltern-Kind-Zuordnung ungunstige Effekte auf die Erziehung und Forderung
des Kindes mit sich bringen kann. Zwar wirkt sich diese Zuordnung nicht unmittelbar auf
den Bindungsaufbau des Kindes aus. Allerdings fallt nach den Erkenntnissen des Berufsver-
bandes Deutscher Psychologinnen und Psychologen, der Bundesarbeitsgemeinschaft Lan-
desjugendamter, des Deutschen Jugendinstituts sowie der Vereinigung Analytischer Kin-
der- und Jugendlichen-Psychotherapeuten in Deutschland die Flrsorgebereitschaft von
dem Kind rechtlich zugeordneten Elternteilen hdéher aus als bei Elternteilen ohne rechtli-
che Handlungsmaoglichkeiten fur dieses. Ebenso investierten biologisch mit dem Kind ver-
bundene Elternteile mehr in das Kind als Bezugspersonen ohne genetische Verbindung zu
diesem und ohne rechtliche Handlungsmdglichkeiten in Bezug auf das Kind. Fehlende
rechtliche Handlungsmaéglichkeiten beziiglich Férderung und Schutz eines Kindes belasten
nach diesen Erkenntnissen Bindungspersonen generell und wirken sich negativ auf ihre
Fahigkeiten aus, dem Kind emotionale Sicherheit zu geben.

Zur Bedeutung der eigenen biologischen Abstammung fir die Entwicklung des Kindes
gehen samtliche befragten sachkundigen Dritten davon aus, dass dem Wissen um die ge-
netische Abstammung mit dem Alterwerden des Kindes immer groRere Wichtigkeit zu-
kommt. Spatestens im Grundschulalter wird die biologische Abstammung bedeutsam, im
Jugendlichenalter erlangt sie dann hohe Bedeutung. Die Deutsche Gesellschaft fiir Psycho-
logie hat ergédnzend ausgefuhrt, dass fur Kinder auch die Frage wichtig ist, warum der bi-
ologische Elternteil nicht auch rechtlicher Elternteil sei, also ob er sich nicht engagieren
wollte oder ob dies andere Griinde habe.

(2) Ebenso wenig haben sich Erkenntnisse ergeben, die es fraglich erscheinen lassen,
dass bei einer drei Elternteilen (der Mutter, dem leiblichen Vater und dem rechtlichen Va-
ter) Uberantworteten Elternverantwortung der Staat von vornherein seine Gewahrleis-
tungsverantwortung (Rn. 50 f.) gegentber dem Kind wegen unklarer Verteilung der Ver-
antwortung zwischen den zuvérderst fir Pflege und Erziehung zustdndigen Elternteilen
nicht mehr in einer den verfassungsrechtlichen Anforderungen gentigenden Weise wabhr-
nehmen kénnte. Dies ware lediglich dann der Fall, wenn die staatliche Kontroll- und Si-
cherungsverantwortung dafir, dass sich ein Kind in der Obhut seiner Eltern tatséchlich zu
einer eigenverantwortlichen Personlichkeit entwickeln kann, bei drei in Elternverantwor-
tung stehenden Elternteilen eine ldentifizierung der jeweiligen Verantwortlichkeit des
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einzelnen Elternteils fir eine moglicherweise dem Kindeswohl abtragliche Handhabung
dieser Verantwortung in Frage stiinde. Eine dahingehende Beflirchtung wurde von sach-
kundiger Seite nicht gedul3ert.

d) Die Berucksichtigung des durch Art. 8 Abs. 1 EMRK gewahrleisteten Schutzes des Privat-
und Familienlebens fuhrt nicht dazu, dass Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG leiblichen Vatern fir die
Erlangung rechtlicher Vaterschaft weitergehende Rechte ertffnet als vorstehend darge-
legt. Nach der Rechtsprechung des Europdaischen Gerichtshofs fiir Menschenrechte (EGMR)
greift der Schutz durch Art. 8 EMRK bereits dann ein, wenn der leibliche Vater den Aufbau
einer familiaren Beziehung zu seinem Kind beabsichtigt und die Tatsache, dass sie nicht
vollstdndig hergestellt werden konnte, ihm nicht zuzurechnen ist (vgl. EGMR, Pini a.o. v.
Romania, Urteil vom 22. Juni 2004, Nr. 78028/01 u.a., 88 143, 146; Ahrensv. Germany, Ur-
teil vom 22. Marz 2012, Nr. 45071/09, 8§ 58; Kautzor v. Germany, Urteil vom 22. Méarz 2012,
Nr.23338/09, § 61). Kriterien fur den Schutz der potentiellen Beziehung sind das Verhalt-
nis zwischen den Eltern und das nachweisbare Interesse des leiblichen Vaters an dem Kind
sowohl vor als auch nach der Geburt (vgl. EGMR, Rozanski v. Poland, Urteil vom 18. Mai
2006, Nr. 55339/00, § 64; Kautzor v. Germany, Urteil vom 22. Marz 2012, Nr. 23338/09,
§ 61). Allerdings steht den Vertragsstaaten ein weiter Beurteilungsspielraum zu, ob leibli-
che Vater ihr Recht auf Aufbau einer familiaren Beziehung zum Kind nur inzident im Rah-
men eines Umgangsverfahrens klaren lassen kénnen mussen oder ob ihnen das Recht ein-
gerdumtwerden muss, die Vaterschaft des rechtlichen Vaters anzufechten, um selbst recht-
licher Vater zu werden (vgl. EGMR, Kautzor v. Germany, Urteil vom 22. Méarz 2012,
Nr.23338/09, § 78; Markgraf v. Germany, Entscheidung vom 10. Mé&rz 2015, Nr. 42719/14,
§ 23). Aus Art. 8 EMRK folgt dementsprechend keine Pflicht der Mitgliedstaaten, dem leib-
lichen Vater die Anfechtung der rechtlichen Vaterschaft iberhaupt zu ermdglichen oder
eine gerichtliche Feststellung seiner leiblichen Vaterschaft zuzulassen (vgl. EGMR, Ahrens
v. Germany, Urteil vom 22. Mé&rz 2012, Nr. 45071/09, 88 71, 75 ff.; Kautzor v. Germany, Ur-
teil vom 22. Marz 2012, Nr. 23338/09, 88 72, 78; Markgraf v. Germany, Entscheidung vom
10. Mérz 2015, Nr. 42719/14, § 23).

2.81600 Abs. 2 Alt. 1, Abs. 3 Satz 1 BGB wird der Stellung leiblicher Vater als Trager des
Grundrechtsaus Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG nicht gerecht. Die Regelung beriihrt das Elterngrund-
recht leiblicher Vater (a). Sie ist zwar mit den die Struktur des Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG pré-
genden Merkmalen vereinbar (b), beeintrachtigt das Elterngrundrecht jedoch unverhalt-
nismafig (c).

a) 8§ 1600 Abs. 2 Alt. 1, Abs. 3 Satz 1 BGB beriihrt den durch Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG auch zu-
gunsten nur leiblicher, aber nicht rechtlicher Vater garantierten Schutz des Elternrechts,
der die Mdglichkeit einschliel3t, Elternverantwortung zu erlangen. Diese grundrechtliche
Gewabhrleistung ist durch die mittelbar angegriffene Regelung uber die Vaterschafts-
anfechtung betroffen. Eine zum maf3geblichen Zeitpunkt im Sinne von § 1600 Abs. 3 Satz 1
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BGB bestehende sozial-familiare Beziehung des Kindes zu seinem rechtlichen Vater
(81592 Nr. 1 und 2 BGB) schliel3t nach § 1600 Abs. 2 Alt. 1 BGB die Erlangung der rechtli-
chenVaterschaftdurch den nur leiblichen Vater aus. Der Ausschluss greift sogar dann, wenn
der leibliche Vater selbst eine sozial-familidre Beziehung zu seinem Kind hatte oder hat
oder sich frihzeitig und konstant um die rechtliche Vaterschaft bemiht hat. Da die rechtli-
che Vaterschaft Voraussetzung fur das Innehaben des fachrechtlichen Sorgerechts mit dem
rechtlichen Instrumentarium zur Wahrnehmung von Elternverantwortung ist, bleibt leibli-
chen Vatern bei erfolgloser Vaterschaftsanfechtung die fiir das Elternrecht pragende El-
ternverantwortung verwehrt. Auf der Grundlage des geltenden Rechts ist zudem nach ei-
ner ersten erfolglosen Vaterschaftsanfechtung durch den leiblichen Vater eine erneute An-
fechtung durch ihn regelmaRig ausgeschlossen (Rn. 7). Das gilt auch dann, wenn eine die
erste Anfechtung ausschlieRende sozial-familidre Beziehung des Kindes zu seinem recht-
lichen Vater spater weggefallen ist. Ohne die Mitwirkung und Zustimmung Dritter, insbe-
sondere der Mutter (vgl. 8 1592 Nr. 2, § 1595 Abs. 1 BGB), ist es fiir einen leiblichen Vater
dann nicht mehr mdglich, rechtlicher Vater zu werden. Damit bleibt ihm die rechtliche El-
ternverantwortung dauerhaft verschlossen.

b) Trotz der jedenfalls tatsachlich regelmaRig nur einmal erdéffneten Mdglichkeit leibli-
cher Véater, durch Vaterschaftsanfechtung auch rechtlicher Vater zu werden und so die Vo-
raussetzungen fir das Innehaben des Sorgerechts und damit rechtliche Elternverantwor-
tung zu erlangen, ist § 1600 Abs. 2 Alt. 1, Abs. 3 Satz 1 BGB mit den die Struktur des Eltern-
grundrechts pragenden Strukturmerkmalen vereinbar. Zwar ist das Elterngrundrecht un-
trennbar mit der Elternverantwortung verbunden. Das Elterngrundrecht fordert aber nicht,
allen Eltern im Sinne von Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG in gleichem Umfang Erziehungsrechte zu
Ubertragen. Es steht auch einer rechtlichen Elternschaft von drei Elternteilen nicht entge-
gen, erzwingt sie in der fachrechtlichen Ausgestaltung aber nicht (Rn. 48). Halt der Gesetz-
geber fachrechtlich an einer auf zwei Elternteile beschrankten Elternschaft fest, erfordert
das Elterngrundrecht allerdings, dem zur Ubernahme von Elternverantwortung bereiten
leiblichen Vater grundsatzlich die rechtliche Elternschaft als Voraussetzung fir die Aus-
Ubung von Elternverantwortung zu erméglichen. Das ist mit dem Anfechtungsrecht in
§ 1600 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 2 BGB im Ausgangspunkt der Fall. Nach Mal3gabe des Fachrechts
kann der leibliche Vater im Anschluss an das Erlangen der rechtlichen Vaterschaft auch
(Mit-)Inhaber des Sorgerechts werden (vgl. § 1626a BGB).

§ 1600 Abs. 2 Alt. 1, Abs. 3 Satz 1 BGB wird auch der die Struktur des Elternrechts pragen-
den Ausrichtung des Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG auf das Kindeswohl (dazu Rn. 51 f.) noch ge-
recht. Die Negativvoraussetzung des § 1600 Abs. 2 Alt. 1 BGB in Gestalt der sozial-familia-
ren Beziehung des Kindes zu seinem rechtlichen Vater (§ 1592 Nr. 1 und 2, § 1593 BGB)
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bezweckt, eine tatsachlich bestehende sozial-familidre Verantwortungsgemeinschaft, in-
nerhalb derer die Erziehung des Kindes erfolgt, von mdglichen Beeintrachtigungen durch
den gegen den Willen der Mutter und des rechtlichen Vaters Elternverantwortung bean-
spruchenden leiblichen Vater frei zu halten. Mit der impliziten Beschrankung der rechtli-
chen Elternschaft auf zwei Elternteile verfolgt der Gesetzgeber, wie sich aus der Bezug-
nahme auf den Senatsbeschluss vom 9. April 2003 (BVerfGE 108, 82) ergibt (vgl. BTDrucks
15/2253, S. 7, 11), das als solches verfassungsrechtlich nicht zu beanstandende Ziel, dem
Kindeswohl mdglicherweise nicht dienliche Kompetenzkonflikte und Streitigkeiten zwi-
schen mehr als zwei Elternteilen zu vermeiden (vgl. auch BVerfGE 108, 82 <103>). Das tragt
der im Eltern-Kind-Verhaltnis bestehenden Kindeswohlausrichtung des Elterngrundrechts
Rechnung.

c) Die mittelbar angegriffene Regelung in § 1600 Abs. 2 Alt. 1, Abs. 3 Satz 1 BGB beein-
trachtigt den Beschwerdefihrer als leiblichen Vater in seinem Elterngrundrecht aus Art. 6
Abs. 2 Satz 1 GG jedoch unverhaltnismalRig. Zwar verfolgt der Gesetzgeber mit ihr legitime
Ziele aa), zu deren Erreichung die Regelung auch geeignet bb) und erforderlich ist cc). Al-
lerdings ist die Beeintrachtigung des Elterngrundrechts des Beschwerdefiihrers als leibli-
chem Vater nicht im engeren Sinne verhaltnismalig und ist ihm damit nicht zuzumuten
dd).

aa) Mit 8 1600 Abs. 2 Alt. 1, Abs. 3 Satz 1 BGB verfolgt der Gesetzgeber mehrere, teils ge-
genlaufige Zwecke. Einerseits will er ein Vaterschaftsanfechtungsrecht fur leibliche Vater
einfuhren (infolge von BVerfGE 108, 82 ff.). Andererseits will er die Anfechtung leiblicher
Vater bei Bestehen einer sozial-familidren Beziehung des Kindes zu seinem rechtlichen Va-
ter (81592 Nr. 1 und 2, § 1593 BGB) zum malf3geblichen Zeitpunkt im Sinne von § 1600
Abs. 3 Satz 1 BGB begrenzen. Damit mdchte der Gesetzgeber zum einen Rechtssicherheitin
Abstammungsfragen gewahrleisten (Statusbestandigkeit und -klarheit) und zum anderen
den Schutz beziehungsweise das ,Wohl* der sozialen Familie sichern (vgl. BTDrucks
15/2253, S. 8 1., 11). Letzteres beinhaltet, ohne ausdricklich in den Gesetzesmaterialien
benannt zu sein (vgl. dazu BVerfGE 151, 101 <136 Rn. 89>; 159, 223 <298 Rn. 169>), er-
kennbar auch die Wahrung des Kindeswohls. Gegentuber dem leiblichen Vater ist allein der
Ausschluss des Anfechtungsrechts verfassungsrechtlich rechtfertigungsbedurftig.

Die mit dem Ausschluss verfolgten Zwecke sind jeweils im verfassungsrechtlichen Sinne
legitim; sie sind besonders eng an die normativen Vorgaben der Ausgestaltungspflicht
(Rn. 34) angelehnt. Die sachliche, zeitliche und personale Begrenzung des Anfechtungs-
rechts gewahrleistet Statusbestandigkeit und -klarheit (vgl. Gernhuber/Coester-Waltjen,
Familienrecht, 7. Aufl. 2020, 8§ 52 Rn. 12 ff., § 54 Rn. 98 f.). Daran besteht wegen des fir
und gegen jedermann wirkenden abstammungsrechtlichen Status sowie der zahlreichen
daran ankniipfenden Folgen (Rn. 2; vgl. auch BTDrucks 15/2253, S. 11) ein berechtigtes In-
teresse. Gleiches gilt fir den Zweck, den Bestand einer stabilen sozialen Familie und den
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innerfamiliaren Frieden insbesondere auch zugunsten des Kindes zu schiitzen (vgl. BVerfGE
108, 82 <107>; siehe zur Bedeutung der Stabilitat der Eltern- sowie der Eltern-Kind-Bezie-
hung auch BVerfGE 151, 101 <136 ff. Rn. 90 ff.> — Stiefkindadoption). Die Beschrankung
des Anfechtungsrechts des nur leiblichen Vaters ist auch als Instrument zur Sicherung stabi-
ler Verhaltnisse bei der Zuordnung der Elternverantwortung legitim. Sie sichert damit die
Verwirklichung des grundrechtlichen Anspruchs des Kindes aus Art. 2 Abs. 1 in Verbindung
mit Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG auf Unterstiitzung bei seiner Entwicklung hin zu einer eigenstan-
digen Personlichkeit in der sozialen Gemeinschaft (dazu Rn. 50 f.) und so das Kindeswohl.

bb) Die Beschrankung des Anfechtungsrechts nach 8 1600 Abs. 1 Nr. 2 BGB anfechtungs-
berechtigter leiblicher Véater in materieller (vgl. § 1600 Abs. 2, Abs. 3 Satz 1 BGB) sowie
zeitlicher Hinsicht (vgl. § 1600b Abs. 1 BGB) ist geeignet im verfassungsrechtlichen Sinne
(vgl. zum Maf3stab BVerfGE 158, 282 <336 Rn. 131>; 159, 223 <305 Rn. 185>). Statusbe-
standigkeit und -klarheit kbnnen wegen der regelméagig nur einmal méglichen Anfechtung
durch den leiblichen Vater (Rn. 7) dadurch ebenso geférdert werden wie der Schutz der
dem Kindeswohl grundsatzlich dienlichen bestehenden sozialen Familie. Den verfolgten
Zwecken entgegenwirkende, die Eignung aufhebende Effekte (vgl. BVerfGE 158, 282 <336
Rn. 131>; stRspr) der Regelung ergeben sich nicht daraus, dass eine erneute Vaterschafts-
anfechtung des nur leiblichen Vaters regelméfig auch dann ausgeschlossen bleibt, wenn
eine vormals bestehende sozial-familidre Beziehung zwischen rechtlichem Vater und Kind
erloschen ist, es also an einer durch Art. 6 Abs. 1 GG geschiitzten Beziehung insoweit fehlt.
Der Gesetzgeber darf bei dem ihm auch zur Eignung einer MalRnahme zustehenden Spiel-
raum (vgl. dazu BVerfGE 159, 223 <305 f. Rn. 185>; 159, 355 <406 f. Rn. 114> jeweils
m.w.N.) grundsatzlich auf Typisierungen zurtickgreifen. Das gilt insbesondere fiir die Wah-
rung von Rechtssicherheit in Gestalt von Statusbestandigkeit und -klarheit, die bei Fragen
der Abstammung und der Zuweisung von Elternschaft wegen der damit verbundenen weit-
reichenden Wirkungen Gewicht haben.

cc) Der durch 8 1600 Abs. 2 Alt. 1, Abs. 3 Satz 1 BGB bewirkte Ausschluss des Anfechtungs-
rechts des nur leiblichen Vaters bei Bestehen einer sozial-familiaren Beziehung des Kindes
zu seinem rechtlichen Vater ist sowohl zur Gewahrleistung der Statusbestéandigkeit und
-klarheit als auch zum Schutz der Interessen des Kindes daran, den Personen abstam-
mungsrechtlich zugeordnet zu sein, zu denen es auch tragfahige soziale und emotionale
Verbindungen aufweist, im verfassungsrechtlichen Sinn erforderlich (vgl. zum Mal3stab
BVerfG, Beschluss des Ersten Senats vom 1. Februar 2023 - 1 BvL 7/18 -, Rn. 139 m.w.N.
— Kinderehe). Es ist nicht erkennbar, dass dem Gesetzgeber zum Erreichen der beiden von
ihm mit der Begrenzung des Anfechtungsrechts verfolgten Zwecke Regelungsmaoglichkei-
ten zur Verfuigung stehen, die sicher gleich wirksam sind, aber die Grundrechtstréager we-
niger sowie Dritte und die Allgemeinheit nicht starker belasteten.
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Zwar wiirde eine Entscheidung tber die Vaterschaftsanfechtung des feststehend leibli-
chen Vaters anhand einer kindeswohlorientiert ausgerichteten einzelfallbezogenen Ge-
samtbetrachtung dahingehend, ob die rechtliche Vaterschaft des bisherigen rechtlichen
Vaters dem Kindeswohl besser dient als die Begriindung der rechtlichen Vaterschaft des zur
Ubernahme von Elternverantwortung bereiten leiblichen Vaters, weniger intensiv in des-
sen Elterngrundrecht eingreifen (vgl. Beschluss des 71. Deutschen Juristentages [DJT], Ver-
handlungen des 71. DJT, Band 11/2, P 177). Allerdings ginge eine solche Gestaltung der Va-
terschaftsanfechtung mit hoheren Verfahrensbelastungen fiir andere betroffene Grund-
rechtstrager, namentlich das Kind, dessen Mutter und den rechtlichen Vater, sowie einem
hoéheren Aufwand im fachgerichtlichen Verfahren einher. Um die Voraussetzungen der An-
fechtung zu beurteilen, kdnnte die Aufklarung der Kindesbindungen nicht auf den mal3-
geblichen Zeitpunkt im Sinne von § 1600 Abs. 3 Satz 1 BGB beschrankt bleiben, sondern
musste auch das frihere und aktuelle Verhéaltnis des Kindes zu seinem leiblichen Vater in
gréBerem Umfang als bislang einbeziehen. Zudem ware der zugunsten der Mutter wir-
kende Schutz der sozialen Familie aus Art. 6 Abs. 1 GG starker betroffen. Die bestehende
soziale Familie wirde trotz entgegenstehenden Willens von Mutter und rechtlichem Vater
beeintrachtigt.

Eine den Zeitpunkt der Beurteilung der Anfechtungsvoraussetzungen nicht einheitlich
(vgl. BGH, Beschluss vom 24. Marz 2021 - XII ZB 364/19 -, BGHZ 229, 239 <250 ff. Rn. 36 ff.>),
sondern abhangig von den Verhaltnissen des Einzelfalls flexibel festlegende Regelung
(vgl. OLG Brandenburg, Beschluss vom 14. Oktober 2016 - 10 UF 17/16 -, Rn. 24; OLG Karls-
ruhe, Urteil vom 21. Januar 2010 - 2 UF 69/08 -, Rn. 25; siehe auch BVerfG, Beschluss der
2. Kammer des Ersten Senats vom 25. September 2018 - 1 BvR 2814/17 -, Rn. 31) bewirkte
nicht einmal sicher eine durchgéngig geringere Belastung fiir anfechtungsberechtigte
leibliche Véater (vgl. BGH, Beschluss vom 24. Méarz 2021 - XIl ZB 364/19 -, BGHZ 229, 239
<254 f. Rn. 49>). Eine einzelfallbezogen flexible Festlegung des Beurteilungszeitpunktes
far die Anfechtungsvoraussetzungen erforderte tUberdies ebenfalls eine umféanglichere
Sachverhaltsaufklarung.

Eine Regelung, die zur Ubernahme von Elternverantwortung bereiten leiblichen Vatern
nach erfolgloser erster Anfechtung eine weitere Anfechtungsmaoglichkeit einrdumte, etwa
nach Wegfall der sozial-familiaren Beziehung des Kindes zu seinem rechtlichen Vater, be-
eintrachtigte zwar das Elterngrundrecht leiblicher Vater weniger stark als die mittelbar an-
gegriffenen Vorschriften im Zusammenspiel mit § 1600b Abs. 1 BGB. Eine solche Regelung
wirde aber die vom Gesetzgeber verfolgten Zwecke nicht gleich wirksam erreichen, son-
dern wirde die angestrebte Statusbestandigkeit und -klarheit schwéchen. Zudem waére sie
mit hdheren Belastungen fir das betroffene Kind und seine Mutter verbunden, die sich ei-
nem weiteren Verfahren ausgesetzt séhen, in dem erneut geklart werden misste, ob eine
sozial-familidre Beziehung zu einem rechtlichen Vater nach § 1592 Nr. 1 und 2, § 1593 BGB
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noch besteht. Ausgehend von der gebotenen sorgfaltigen Prifung der tatséchlichen Vo-
raussetzungen des Negativmerkmalsaus § 1600 Abs. 2 Alt. 1 BGB (dazu BGH, Beschlussvom
24. Marz 2021 - XII ZB 364/19 -, BGHZ 229, 239 <254 Rn. 48>) ware damit zum zweiten Mal
eine gerichtliche Sachaufklarung verbunden, die auf die persdnlichen Verhéaltnisse in der
Beziehung zwischen dem Kind und seinem (mdglicherweise fritheren) rechtlichen Vater
gerichtet waére.

dd) 8 1600 Abs. 2 Alt. 1, Abs. 3 Satz 1 BGB beeintrachtigt den Beschwerdefihrer als nach
§ 1600 Abs. 1 Nr. 2 BGB anfechtungsberechtigten leiblichen Vater aber in seinem Eltern-
grundrecht (Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG) unangemessen, weil sie ihm nicht hinreichend effektiv
die Erlangung der rechtlichen Vaterschaft ermdglicht; die Regelungen sind deshalb nicht
verhaltnismé&fRig im engeren Sinne.

(1) Die Angemessenheit und damit die VerhaltnismaRigkeit im engeren Sinne gebieten,
dass der mit der Mal3nahme verfolgte Zweck und die zu erwartende Zweckerreichung nicht
aulRer Verhdaltnis zu der Schwere der Beeintrachtigung des Grundrechts stehen (vgl.
BVerfGE 159, 223 <318 f. Rn. 216 f.>; 159, 355 <413 f. Rn. 134 f.>; BVerfG, Beschluss des
Ersten Senats vom 1. Februar 2023 - 1 BvL 7/18 -, Rn. 155 — Kinderehe; stRspr).

(2) Dem wird 8§ 1600 Abs. 2 Alt. 1, Abs. 3 Satz 1 BGB nicht gerecht. Er enthalt einem zur
Ubernahme von Elternverantwortung bereiten leiblichen Vater — wie dem Beschwerde-
fuhrer — das Recht auf Anfechtung der rechtlichen Vaterschaft seines Kindes ausnahmslos
sowohl dann vor, wenn er ebenfalls eine sozial-familidre Beziehung zu seinem Kind auf-
weist und alles in seiner Macht Stehende getan hat, dessen rechtlicher Vater zu werden,
als auch dann, wenn zwischen dem rechtlichen Vater und dem Kind gar keine grundrecht-
lich geschitzte sozial-familiare Beziehung mehr besteht. Die Regelung tréagt dem Eltern-
grundrecht des leiblichen Vaters nicht hinreichend effektiv Rechnung. Sie stellt keinen an-
gemessenen Ausgleich zwischen dem Elternrecht nur leiblicher, aber zur Ubernahme von
Elternverantwortung bereiter Vater einerseits und den vom Gesetzgeber mit der Beschran-
kung ihres Anfechtungsrechts verfolgten Zwecken anderseits dar, zumal auch den Interes-
sen der betroffenen Kinder nicht hinreichend Rechnung getragen wird.

(a) 81600 Abs. 2 Alt. 1, Abs. 3 Satz 1 BGB beeintrachtigt das Elterngrundrecht aus Art. 6
Abs. 2 Satz 1 GG von nach § 1600 Abs. 1 Nr. 2 BGB anfechtungsberechtigten leiblichen Va-
tern mit nicht unerheblichem Gewicht. Das Gewicht resultiert bereits daraus, dass weder
eine vormalige noch eine im maf3geblichen Zeitpunkt im Sinne von § 1600 Abs. 3 Satz 1
BGB vorhandene eigene sozial-familiare Beziehung des anfechtenden leiblichen Vaters zu
seinem Kind fur die Beurteilung der Anfechtungsvoraussetzungen Bedeutung hat. Nach der
Auslegung von 8§ 1600 Abs. 2 Alt. 1 BGB durch den Bundesgerichtshof lasst die Vorschrift
nicht zu, das Bestehen einer sozial-familiaren Beziehung des Kindes auch zu seinem leib-

33/48

79

80

81

82



lichen Vater neben einer solchen zum rechtlichen Vater zu berticksichtigen (vgl. BGH, Be-
schluss vom 15. November 2017 - XII ZB 389/16 -, Rn. 23 ff.). Dieses auf den Wortlaut, der
allein die sozial-familidre Beziehung des Kindes zu seinem rechtlichen Vater erfasst, sowie
die Entstehungsgeschichte und den Regelungszweck abstellende fachrechtliche Verstand-
nis der Norm ist verfassungsrechtlich zugrunde zu legen (zur verfassungskonformen Aus-
legung Rn. 104 ff.). Das beruhrt das Elterngrundrecht leiblicher Vater betréachtlich, wenn
diese in tatsachlicher Hinsicht bereits Elternverantwortung fir ihr Kind ausgetibt haben
oder ausiiben, etwa im Rahmen umfangreicher Umgangskontakte.

Mitbestimmend fir das nicht unerhebliche Gewicht der Grundrechtsbeeintrachtigung ist
zudem, dass das nach der vorgenannten Rechtsprechung allein auf die Negativvorausset-
zung des 8 1600 Abs. 2 Alt. 1 BGB zum mal3geblichen Zeitpunkt abstellende Fachrecht nicht
ermdglicht, Art und Umfang der dem Anfechtungsantrag vorausgehenden Bemiihungen
des leiblichen Vaters um die rechtliche Vaterschaft oder Umgang mit dem Kind zu bertck-
sichtigen (vgl. allerdings BVerfG, Beschluss der 2. Kammer des Ersten Senats vom 25. Sep-
tember 2018 - 1 BvR 2814/17 -, Rn. 21 f.). Solche Bemuhungen lassen aber regelmalRig auf
die Bereitschaft zur Ubernahme von das Elterngrundrecht des Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG pra-
gender (auch) rechtlicher Elternverantwortung schlielRen. Von gewisser Bedeutung ist
auch, dass die Dauer eines Anfechtungsverfahrens mit sich bringen kann, dass eine sozial-
familiare Beziehung des Kindes zum rechtlichen Vater erst bis zu dem nach der Rechtspre-
chung des Bundesgerichtshofs malRgeblichen Abschluss der letzten Tatsacheninstanz (dazu
Rn. 8) entsteht, bei Einleitung des Anfechtungsverfahrens aber noch nicht vorhanden war.
Allerdings kann sich das Abstellen auf den Schluss der letzten Tatsacheninstanz im Einzel-
fall auch gunstig fur den leiblichen Vater auswirken (vgl. BGH, Beschlussvom 24. Méarz 2021
- XI1ZB 364/19 -, BGHZ 229, 239 <254 f. Rn. 49>).

Das nicht unerhebliche Gewicht der Beeintrachtigung folgt zudem daraus, dass zur Uber-
nahme von Elternverantwortung bereiten leiblichen Vatern als Tragern des Elterngrund-
rechts ein Anfechtungsrecht auch dann versagt bleibt, wenn nach einer ersten, wegen des
damaligen Eingreifens der Negativvoraussetzung aus 8 1600 Abs. 2 Alt. 1 BGB erfolglosen
Anfechtung eine sozial-familidre Beziehung des Kindes zu seinem rechtlichen Vater nicht
mehr besteht (vgl. BVerfGE 108, 82 <109>). Nach der erfolglosen Durchfiihrung einer Va-
terschaftsanfechtung kénnen leibliche Vater nicht mehr auf der Grundlage ihnen im Fach-
recht gewahrter Rechte die rechtliche Vaterschaft fir ihr Kind erlangen. Diese ist aber Vo-
raussetzung fur den Erhalt des (Mit-)Sorgerechts. Dessen wiederum bedarf es im Grund-
satz, um die rechtliche Elternverantwortung tiberhaupt ausiiben zu kdnnen, die das Eltern-
grundrecht des Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG pragt. Im Ergebnis bleibt ihnen die Elternverantwor-
tung nach erfolgloser erster Anfechtung damit dauerhaft verwehrt.

Das Gewicht der Beeintrachtigung des Elterngrundrechts leiblicher Vater wird nicht mal3-
geblich dadurch verringert, dass ungeachtet einer wegen der Negativvoraussetzung aus
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§ 1600 Abs. 2 Alt. 1 BGB erfolglosen Vaterschaftsanfechtung, eine solche noch durch den
rechtlichen Vater, die Mutter oder das Kind (vgl. 8 1600 Abs. 1 Nr. 1, 3 und 4 BGB) erfolgen
kann. Zwar kann der leibliche Vater nach erfolgreicher Anfechtung durch die vorgenannten
Anfechtungsberechtigten mit Zustimmung der Mutter (8 1595 Abs. 1 BGB) und zusatzlich
des Kindes, wenn der Mutter insoweit die elterliche Sorge nicht zusteht (8 1595 Abs. 2
BGB), die Vaterschaft anerkennen und so rechtlicher Vater werden (8 1592 Nr. 2, § 1594
Abs. 2 BGB). Aber diese Mdglichkeit ist fir den nur leiblichen Vater nicht aufgrund eigener
EntschlieRung verfiigbar, sondern von der Mitwirkung Dritter abhéngig.

Fir das Gewicht der durch § 1600 Abs. 2 Alt. 1, Abs. 3 BGB bewirkten Grundrechtsbeein-
trachtigung kommt auch dem leiblichen, aber nicht rechtlichen Vatern in § 1686a BGB ein-
gerdumten Umgangs- und Auskunftsrecht keine entscheidende Bedeutung zu. Zwar ver-
steht der Gesetzgeber diese Rechte als eine ,Elternschaft light (vgl. BTDrucks 17/12163,
S. 12). Mit diesem Umgangs- und Auskunftsrecht sind aber keine das Elterngrundrecht des
Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG pragenden Rechte und Pflichten verbunden. Insbesondere fehltes an
der fur die verfassungsrechtliche Elternverantwortung auch malRRgeblichen Pflichtenkom-
ponente (vgl. dazu BVerfGE 108, 82 <102> m.w.N.). Anders als bei dem Umgangsrecht des
§ 1684 Abs. 1 BGB ist mit dem Recht aus 8 1686a Abs. 1 BGB nicht einmal eine Pflicht zum
Umgang verbunden, wie sich aus der § 1684 Abs. 1 BGB ausnehmenden Verweisung in
§1686a Abs. 2 Satz 1 BGB ergibt (vgl. nur Altrogge, in: BeckOGK, BGB, [2/2021], § 1686a
Rn. 12 m.w.N.). Erst recht wird keinerlei Elternverantwortung begrtindet.

(b) Mit dem Schutz der sozial-familiaren Gemeinschaft zwischen dem Kind und seinen
rechtlichen Eltern sowie dem Bestreben nach Rechtsklarheit und Rechtssicherheit bei den
Abstammungsverhaltnissen (Statusbestandigkeit und -klarheit) stehen Belange von ihrer-
seits erheblicher Bedeutung dem Elterngrundrecht leiblicher Vater gegeniber. Mit dem
erstgenannten Zweck kommt der Gesetzgeber seiner gegentiber dem Kind bestehenden
Gewahrleistungsverantwortung aus Art. 2 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG
nach, was dem Ziel grof3es Gewicht verleiht. Diese Verantwortung umfasst auch, die Chan-
cen des Kindes zu gewabhrleisten, sich zu einer eigenstidndigen und eigenverantwortlichen
Personlichkeit in der sozialen Gemeinschaft zu entwickeln. Daflir kommt stabilen Bezie-
hungen innerhalb der Familie, in der es aufwéchst, erhebliche Bedeutung zu (vgl. BVerfGE
151, 101 <132 Rn. 76, 133 Rn. 79>). Das Ziel der Sicherung der Statusbestandigkeit und
-klarheit bei der Bestimmung der Abstammungsverhaltnisse hat ebenfalls Gewicht. Dies
folgtvor allem aus der erheblichen Bedeutung, die die abstammungsrechtliche Zuordnung
einesKindes mit Wirkungen fir und gegen alle in einer gro3en Zahl von Teilrechtsgebieten
hat (dazu Rn. 2).

Zusatzlich zu den ausdricklich vom Gesetzgeber benannten Zwecken sichert die Negativ-
voraussetzung in § 1600 Abs. 2 Alt. 1 BGB auch den verfassungsrechtlich durch Art. 6 Abs. 1
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GG garantierten Schutz der Familie. Zwar kniipft die Negativvoraussetzung unmittelbar le-
diglich an die — selbst vom Schutzbereich des Art. 6 Abs. 1 GG erfasste — sozial-familiare
Beziehung zwischen dem Kind und seinem rechtlichen Vater an. Typischerweise wird aber
durch den Anfechtungsausschluss in § 1600 Abs. 2 Alt. 1 BGB der gesamte familiare Ver-
bund einschlielich der Mutter geschiitzt. Damit dient die Regelung der durch das Famili-
engrundrecht geschitzten Freiheit, in der tatsdchlichen Lebens- und Erziehungsgemein-
schaft von Eltern und Kindern tber die Art und Weise des Zusammenlebens selbst zu ent-
scheiden (vgl. dazu BVerfGE 108, 82 <112>; 151, 101 <124f. Rn. 56>; 159, 223 <276
Rn. 108>; stRspr). Die Negativvoraussetzung des § 1600 Abs. 2 Alt. 1 BGB sichert diese Frei-
heit, die beeintrachtigt ware, wirde dem aufRerhalb der Familie stehenden leiblichen Va-
ter die rechtliche Vaterschaft und auf deren Grundlage Elternverantwortung tibertragen.

(c) Trotz der Bedeutung der vom Gesetzgeber verfolgten Ziele stellt § 1600 Abs. 2 Alt. 1,
Abs. 3 Satz 1 BGB unter Berticksichtigung der in § 1600b Abs. 1 BGB getroffenen Fristrege-
lung keinen angemessenen Ausgleich zwischen den zu beachtenden Rechten des leibli-
chen Vaters sowie denjenigen der rechtlichen Eltern und des Kindes dar. Die mittelbar an-
gegriffene Vorschrift beeintrachtigt leibliche, nach 8 1600 Abs. 1 Nr. 2 BGB anfechtungsbe-
rechtigte Vater vor allem deshalb unangemessen in ihrem Elterngrundrecht (Art. 6 Abs. 2
Satz 1 GG), weil gegenwartige oder frihere eigene sozial-familidre Beziehungen zu ihrem
Kind ebenso wenig Berticksichtigung finden wie ihr friihzeitiges sowie konstantes Bemu-
hen um die rechtliche Vaterschaft und weil die Vater durchgangig mit der Anfechtung aus-
geschlossen sind, wenn die Negativvoraussetzung aus 8 1600 Abs. 2 Alt. 1 BGB einmal vor-
lag und sie selbst dann ausgeschlossen bleiben, wenn eine sperrende sozial-familiare Be-
ziehung des Kindes zum rechtlichen Vater mittlerweile nicht mehr vorliegt.

(aa) Die UnverhaltnismalRigkeit der Regelung folgt allerdings weder bereits daraus, dass
der Gesetzgeber fachrechtlich eine auf zwei Elternteile begrenzte rechtliche Elternschaft
vorgibt, noch daraus, dass 8 1600 Abs. 2 Alt. 1 BGB fur die abstammungsrechtliche Zuord-
nung einer im mafRgeblichen Zeitpunkt (§ 1600 Abs. 3 Satz 1 BGB) bestehenden sozial-fa-
miliaren Beziehung des Kindes zu seinem rechtlichen Vater Vorrang vor der genetischen
Verbindung mit seinem leiblichen Vater einrAumt. Dass neben den rechtlichen Eltern auch
der nur leibliche Vater Trager des Elterngrundrechts aus Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG ist, gestattet
dem Gesetzgeber zwar, fachrechtlich eine Elternschaft von mehr als zwei Elternteilen vor-
zusehen, erzwingt eine solche aber nicht (Rn. 48). Allein der Verzicht auf eine fachrechtli-
che Mehrelternschaft als solcher beeintrachtigt das Elterngrundrecht leiblicher Vater daher
nicht unangemessen. Ebenso wenig bewirkt dies der in § 1600 Abs. 2 Alt. 1 BGB zum Aus-
druck kommende grundsatzliche Vorrang der sozial-familidren Beziehung zwischen dem
Kind und seinem rechtlichen Vater. Im Ausgangspunkt kommt der Gesetzgeber damit seiner
Aufgabe nach, einem Kind Eltern im Rechtssinne zuzuordnen und die rechtlichen Bedin-
gungen der Pflege und Erziehung des Kindes in einer seinem Wohl dienenden Weise aus-
zugestalten. Bei der Statuszuweisung kommt dem grundrechtlich geschitzten Interesse
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desKindes an staatlicher Gewahrleistung funktionsfahiger und effektiver elterlicher Pflege
und Erziehung aus Art. 2 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG erhebliche Bedeu-
tung fur die konkrete Ausgestaltung zu (vgl. BVerfGE 133, 59 <73 ff. Rn. 42 f.>). Das gilt so-
wohl bei der erstmaligen Zuordnung der Elternposition als auch bei nachfolgenden Ande-
rungen der Erstzuweisung. Bei beidem darf der Gesetzgeber im Grundsatz rechtlichen, bi-
ologischen und sozialen Tatsachen unterschiedliche Bedeutung zumessen. Das Verfas-
sungsrecht macht dem Gesetzgeber keine starren Vorgaben fir die Gewichtung insbeson-
dere von Abstammung einerseits und sozial-familidrer Verantwortungsgemeinschaft an-
dererseits. Deshalb ist es im Ausgangspunkt verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden,
wenn der leibliche Vater zum Schutz der rechtlich-sozialen Familie von der Vaterschafts-
anfechtung grundsatzlich ausgeschlossen wird, sogar wenn er zuvor selbst eine sozial-fa-
miliare Beziehung zum Kind aufgebaut hatte (vgl. BVerfGE 108, 82 <90, 106, 109, 112 f.>;
BVerfG, Beschluss der 2. Kammer des Ersten Senats vom 25. September 2018 - 1BvR
2814/17 -, Rn. 19 m.w.N.; zur notwendigen Mdglichkeit der Bericksichtigung vor allem
dieses Umstandes vgl. Rn. 91).

(bb) § 1600 Abs. 2 Alt. 1, Abs. 3 Satz 1 BGB beeintrachtigt zur Ubernahme von Elternver-
antwortung bereite leibliche Vater aber unangemessen in ihrem Grundrecht aus Art. 6
Abs. 2 Satz 1 GG, weil die Regelung nach ihrem hier zugrunde zu legenden Verstandnis
durch den Bundesgerichtshof (vgl. BGH, Beschluss vom 15. November 2017 - Xl ZB
389/16 -, Rn. 23 ff.; zur verfassungskonformen Auslegung Rn. 104 ff.) von vornherein nicht
zul@sst, das Bestehen einer sozial-familidren Beziehung des leiblichen Vaters zu seinem
Kind sowie die durch friihzeitiges und konstantes Bemihen um die rechtliche Vaterschaft
belegte Bereitschaft zur Ubernahme von Elternverantwortung bei den Anfechtungsvoraus-
setzungen uberhaupt zu bericksichtigen. Damit wird aber der das Elterngrundrecht leibli-
cher Vater verstarkenden Wirkung des Familiengrundrechts aus Art. 6 Abs. 1 GG nicht (vgl.
Helms, FamRZ 2010, S. 1 <6>) und damit dem Elterngrundrecht selbst nicht hinreichend
Rechnung getragen. Das Interesse des leiblichen Vaters am Erhalt der Beziehung zu seinem
Kind ist in Nachwirkung des Schutzes der familiaren Verbindung auch dannvon Art. 6 Abs. 1
GG geschitzt, wenn ihm die tatsachliche Verantwortungstibernahme fir das Kind unmaog-
lich gemacht wird (vgl. insoweit BVerfGE 108, 82 <112 f.>). Zwar vermitteln weder Art. 6
Abs. 2 Satz 1 GG noch Art. 6 Abs. 1 GG dem leiblichen, aber nichtrechtlichen Vater einen An-
spruch auf Fortsetzung seines verantwortlichen Handelns gegentuber dem Kind. Auch bei
Wegfall dieser Moglichkeit bleibtjedoch die entstandene personelle Verbundenheit beste-
hen, die zudem noch getragen wird durch die verwandtschaftliche Verbindung.

Die das Elterngrundrecht (Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG) verstarkende Wirkung des Familien-
grundrechts aus Art. 6 Abs. 1 GG zugunsten des leiblichen Vaters kommt auch zum Tragen,
wenn seine sozial-familidre Beziehung zu seinem Kind aus von ihm nicht zu vertretenden
Grunden erloschen ist. Unter Berlicksichtigung der nach der Rechtsprechung des EGMR aus
Art. 8 EMRK folgenden Gewahrleistungen (vgl. EGMR, Pini a.o. v. Romania, Urteil vom
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22.Juni 2004, Nr.78028/01u.a.,88143,147; Ahrensv. Germany, Urteil vom 22. Marz 2012,
Nr.45071/09, § 58; Kautzor v. Germany, Urteil vom 22. Marz 2012, Nr. 23338/09, § 61) hat
die verstarkende Wirkung auch dann Bedeutung, wenn schon der vom leiblichen Vater an-
gestrebte Aufbau einer sozial-familidren Beziehung zu seinem Kind aus vom leiblichen Va-
ter nicht verschuldeten Griinden erfolglos bleibt. Fur den leiblichen Vater ist weitgehend
unverfiigbar, ob die Bindung unverschuldet abbricht oder gar nicht erst angebahnt werden
kann. Vielmehr héngt das Gelingen oder Misslingen vom Verhalten und den persdnlichen
Umstadnden des betroffenen Kindes sowie dessen rechtlichen Eltern ab. Sowird regelmafig
dem Alter des Kindes Bedeutung zukommen, insbesondere der Fahigkeit, den eigenen Bin-
dungen und Bindungswiinschen durch Willensbekundungen Ausdruck zu verleihen. Zudem
istdie Kooperationsbereitschaft der Mutter und ihr Verhéltnis zum leiblichen Vater genauso
wie eine mogliche anderweitige Lebenspartnerschaft mit einer anderen Person, die eine
Elternrolle fur das Kind wahrnimmt, typischerweise bedeutsam. Eine Berlcksichtigung die-
ser Gewahrleistungen auf Anbahnung einer Beziehung zwischen einem leiblichen Vater
und seinem Kind ermdglicht die mittelbar angegriffene Regelung nicht und beeintrachtigt
auch deshalb das Elterngrundrecht leiblicher Vater unangemessen.

(cc) Die angegriffene Regelung stellt zudem deshalb keinen angemessenen Ausgleich
zwischen den vom Gesetzgeber mit ihr verfolgten Zwecken und dem Elterngrundrecht zur
Ubernahme von Elternverantwortung bereiter leiblicher Vater dar, weil diese unzu-
reichende Mdglichkeiten haben, durch eigenes Verhalten auf die Voraussetzungen des
§ 1600 Abs. 2 Alt. 1 BGB Einfluss zu nehmen. Der Erfolg oder Misserfolg eines durch einen
nach § 1600 Abs. 1 Nr. 2 BGB Berechtigten gestellten Anfechtungsantrags ist haufig von Zu-
fallen der zeitlichen Abfolge der Ereignisse, dem Willen der Mutter, den Einwirkungsmég-
lichkeiten des Jugendamts und der Auslastung der Familiengerichte abhangig und kann so
zu einem ,Wettlauf* um die rechtliche Vaterstellung fithren (vgl. BVerfG, Beschluss der
2. Kammer des Ersten Senats vom 25. September 2018 - 1 BvR 2814/17 -, Rn. 21; siehe auch
Aust, Das Kuckuckskind und seine drei Eltern, 2015, S. 105; Helms, FamRZ 2010, S. 1, <5>
und FamRZ 2014, S. 277). Die Vaterschaftsanfechtung des leiblichen Vaters scheitert, wenn
die Mutter seinen Kontakt zum Kind verhindert und bis zum Ende des — mdglicherweise
mehrere Instanzen umfassenden und mehrere Jahre andauernden — Gerichtsverfahrens
(vgl. BVerfG, Beschluss der 2. Kammer des Ersten Senats vom 25. September 2018 - 1 BvR
2814/17 -,Rn. 4 ff.) so viel Zeit vergeht, dass der rechtliche Vater, der zuvor die Vaterschaft
mit Zustimmung der Mutter anerkannt hat, Giber eine gewisse Zeit hinweg die Elternrolle
far das Kind einnimmt (vgl. Coester-Waltjen, FamRZ 2013, S. 1693 <1694 f.>). Ist — wie im
geltenden Recht — die rechtliche Elternschaft auf zwei Elternteile beschrankt, wird die Re-
gelung der Vaterschaftsanfechtung in 8 1600 Abs. 2 Alt. 1, Abs. 3 Satz 1 BGB angesichts des-
sen dem durch Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG auch gewahrleisteten Anspruch leiblicher Vater auf
ein effektives Verfahren zur Erlangung der rechtlichen Vaterschaft (Rn. 36, 47) nicht ge-
recht.
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Die Unangemessenheit der Regelung wird nicht dadurch ausgeschlossen, dass ein leibli-
cher Vater au3erhalb eines Anfechtungsverfahrens rechtlicher Vater seines Kindes werden
kann. Hinreichend effektive Méglichkeiten dazu bestehen ohne Mitwirkung dritter Perso-
nen, insbesondere der Mutter, nicht. Die insoweit bestehenden Méglichkeiten sind fir ihn
allein nicht verfiigbar.

Bereits vor einem Anfechtungsverfahren sind die Mdglichkeiten des leiblichen Vaters,
rechtlicher Vater zu werden, weithin von dem Handeln dritter Personen abhangig. Sein An-
trag auf Vaterschaftsfeststellung bleibt erfolglos, wenn ein anderer Mann mit Zustimmung
der Mutter die Vaterschaft anerkennt (8 1592 Nr. 2, § 1594 BGB). Dies ist selbst dann mog-
lich, wenn sowohl die Mutter als auch der die Vaterschaft anerkennende Mann sicher wis-
sen, dass dieser nicht der leibliche Vater des Kindes ist. Da sowohl Anerkennung als auch
Zustimmung pranatal erfolgen kénnen, kann der leibliche Vater bereits sehr friih von den
Moglichkeiten ausgeschlossen werden, rechtlicher Vater seines Kindes zu werden. Selbst
wenn nicht bereits die Mutter einen anderen Mann geheiratet hat (vgl. 8 1592 Nr. 1 BGB)
oder dieser mit Zustimmung der Mutter die Vaterschaft fir das Kind anerkannt hat (vgl.
§ 1592 Nr. 2 BGB), hangt die Anerkennung der Vaterschaft durch den leiblichen Vater von
der nach § 1595 BGB erforderlichen Zustimmung der Mutter ab.

(dd) Die fehlende Angemessenheit der in § 1600 Abs. 2 Alt. 1, Abs. 3 Satz 1 BGB getroffe-
nen Regelung folgt auch daraus, dass dem leiblichen Vater die Vaterschaftsanfechtung aus
eigenem Recht und damit die Stellung als rechtlicher Vater selbst dann verwehrt bleibt,
wenn die seine Anfechtung sperrende sozial-familidre Beziehung des Kindes zum rechtli-
chen Vater nach dem maf3geblichen Zeitpunkt im Sinne von § 1600 Abs. 3 Satz 1 BGB weg-
gefallen ist. Den Ausschluss der Anfechtung selbst in dieser Konstellation strebt der Gesetz-
geber um der Rechtssicherheit willen an (vgl. BTDrucks 15/2253, S. 11). Dabei wird aber zu
wenig bericksichtigt, dass dann keine die Position des leiblichen Vaters verdrangenden,
verfassungsrechtlich erheblichen Gegenpositionen bestehen, die den Ausschluss der An-
fechtung und das damit einhergehende Vorenthalten der Ubernahme von Elternverant-
wortung legitimieren kdnnten. Zwar mag die Mutter ein Interesse haben, die fachrechtli-
che Elternschaft (weiterhin) nicht mit dem leiblichen Vater zu teilen. Dieses Interesse ist
aber durch Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG nicht geschitzt (vgl. BVerfGE 108, 82 <109>). Fur das Kind
bedeutete die Anfechtung durch den leiblichen Vater bei Fehlen einer sozial-familidren
Beziehung zum rechtlichen Vater zwar einen Wechsel in seiner abstammungsrechtlichen
Zuordnung. Dieser kann das Kindeswohl aber regelméafig nicht wesentlich bertihren, weil
es zwischen dem Kind und dem rechtlichen Vater keine im Zusammenleben entstandene
aktuelle Beziehung mehr gibt, die in einer dem Kindeswohl nicht dienlichen Weise beein-
trachtigt werden kdnnte. Umgekehrt erhielte das Kind bei einer (erneuten) Vaterschafts-
anfechtung durch den leiblichen Vater nach Wegfall der Negativvoraussetzung (8 1600
Abs. 2 Alt. 1 BGB) eine rechtliche Zuordnung, die ihm in der Regel zwar auch kein familiares
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Zusammenleben mit beiden Elternteilen vermittelte, aber die rechtliche Vaterschaft nun-
mehr mit seiner Abstammung in Deckung bringen wiirde (vgl. BVerfGE 108, 82 <109 f.>).
Der Ausschluss des Anfechtungsrechts des leiblichen Vaters nach Wegfall der sozial-famili-
aren Beziehung des Kindes zu seinem rechtlichen Vater bewirkt angesichts dessen regel-
maRig, dass damit — abgesehen von der Rechtssicherheit (Rn. 97) — keinem der betroffe-
nen geschitzten Interessen mehr gedient ist (vgl. Helms, FamRZ 2010, S. 1 <5>).

Allein der Zweck, Rechtssicherheit in Gestalt von Statusbestandigkeit und -klarheit zu ge-
wadhrleisten, vermag bei Wegfall der sonstigen einer Vaterschaftsanfechtung des leibli-
chen Vaters entgegenstehenden geschitzten Interessen einen angemessenen Interessen-
ausgleich nicht zu begriinden. Das folgt auch aus dem Gewicht der durch den Ausschluss
der Anfechtung bewirkten Beeintrachtigung des Elterngrundrechts leiblicher Vater. Dieses
wiederum wird durch den Umstand der Endgultigkeit des Anfechtungsausschlusses (dazu
Rn. 7) wesentlich mitbestimmt. Ist dem leiblichen Vater die Mdglichkeit endgiiltig ver-
sperrt, unter Inanspruchnahme der ihm im Fachrecht eingerdumten Rechte rechtlicher Va-
ter zu werden, kann dies dazu fihren, dass eine gelebte Beziehung zwischen dem leibli-
chen Vater und seinem Kind entgegen der Lebenswirklichkeit niemals rechtliche Anerken-
nung erfahren kann und eine in der Vergangenheit liegende, langst zerbrochene sozial-
familiare Beziehung geschutzt wird. Ein Korrektiv fir den Fall, dass die gelebte Situation
nicht mitdenrechtlichen Beziehungen Ubereinstimmt, sieht die mittelbar angegriffene Re-
gelung nicht vor.

Die UnverhaltnismaRigkeit von 8 1600 Abs. 2 Alt. 1, Abs. 3 Satz 1 BGB betrifft auch Vater-
schaftsanfechtungen nach § 1600 Abs. 1 Nr. 2 BGB Anfechtungsberechtigter, bei denen die
rechtliche Vaterschaft eines anderen Mannes als des leiblichen Vaters auf 8 1592 Nr. 1 BGB,
also der Ehe der Mutter mit dem dann rechtlichen Vater, beruht. In diesen Konstellationen
kann es ebenso wie bei der Vaterschaftsbegriindung nach § 1592 Nr. 2 BGB zu einem Weg-
fall der sozial-familidren Beziehung des rechtlichen Vaters zu dem Kind nach dem mal3-
geblichen Zeitpunktim Sinne von 8 1600 Abs. 3 Satz 1 BGB kommen, etwa im Fall des Schei-
terns der Ehe mit der Mutter. Fehlt es aber an einer sozial-familidren Beziehung von recht-
lichem Vater und Kind, bestehen aus den vorstehend genannten Griinden keine ausrei-
chend gewichtigen Griinde mehr, die die erhebliche Beeintrachtigung des Elterngrund-
rechts zur Ubernahme von Elternverantwortung bereiter leiblicher Vater verfassungsrecht-
lich rechtfertigen kdnnten.

(ee) Der bei Vorliegen der Negativvoraussetzung aus 8§ 1600 Abs. 2 Alt. 1 BGB durchgéan-
gige, von dem Bestehen einer eigenen sozial-familidren Beziehung zwischen dem Kind
und dem leiblichen Vater sowie von dessen bisherigen Bemiihen um die rechtliche Vater-
schaft nicht beeinflusste, selbst nach Wegfall der Negativvoraussetzung fortwirkende Aus-
schluss des Anfechtungsrechts des nach § 1600 Abs. 1 Nr. 2 BGB anfechtungsberechtigten
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leiblichen Vaters ist auch unter Beriicksichtigung des Interesses des betroffenen Kindes un-
verhaltnismaRig im engeren Sinne. 8 1600 Abs. 2 Alt. 1, Abs. 3 Satz 1 BGB stellt keinen an-
gemessenen Ausgleich zwischen den grundrechtlichen Positionen des Kindes und seines
leiblichen Vaters her. Bei der gebotenen Abwagung zwischen den verschiedenen Positio-
nen und Bedirfnissen im Rahmen der Bestimmung der Abstammungsregeln sind die Inte-
ressen des Kindes von besonderer Bedeutung (vgl. Britz, JZ2014, S. 1069 <1070>; Gernhu-
ber/Coester-Waltjen, Familienrecht, 7. Aufl. 2020, 8 52 Rn. 4, 18). Im Fall einer Grund-
rechtskollision innerhalb von Art. 6 Abs. 2 GG, bei der Elternrechtspositionen in Bezug auf
dasselbe Kind miteinander in Konflikt geraten, hier betreffend die rechtliche Vaterschaft,
muss wegen der Kindeswohlausrichtung des Elterngrundrechts das Kind im Zentrum ste-
hen.

§ 1600 Abs. 2 Alt. 1, Abs. 3 BGB stellt eine antizipierte, generalisierte Kindeswohlent-
scheidung dar (vgl. Lohnig/Preisner, FamRZ 2012, S. 489 <492>; Plettenberg, Vater, Vater,
Mutter, Kind, 2016, S. 70). Der Gesetzgeber nimmt abstrakt-generell an, dass es das Haupt-
interesse des Kindes ist, ungestort in einer rechtlichen Familie aufzuwachsen, unabhangig
von tatséchlichen sozialen Beziehungen innerhalb dieser Familie und unabhangig von an-
derweitigen familidren Bindungen. Das findet seinen Grund auch in dem Streben nach Sta-
tusbestandigkeit und -klarheit. Dem kommt grundsatzlich Bedeutung zu, weil aus einer
Divergenz von rechtlicher Zuordnung und sozial-familiarer Beziehung Konflikte entstehen
kénnen, die dem Kindeswohl abtraglich sein kdnnen und zudem dem Kind die Orientierung
erschweren kdnnen, zu wem es gehort (vgl. BVerfGE 108, 82 <109>). Fur diese Einschat-
zung kann sich der Gesetzgeber tragfahig auf durch die hier beteiligten sachkundigen Drit-
ten, insbesondere durch den Berufsverband Deutscher Psychologinnen und Psychologen,
die Bundesarbeitsgemeinschaft Landesjugendamter und das Deutsche Institut fir Jugend-
hilfe und Familienrecht (vgl. Rn. 14, 16, 21), bestéatigte Erkenntnisse der Bindungsfor-
schung stitzen, nach denen Kinder generell ein hohes MalR an Beziehungskontinuitat
brauchen, um sich zu stabilen Personlichkeiten entwickeln zu kdnnen. Das Zugehdrigkeits-
gefuhl eines Kindes wird beeintrachtigt, wenn seine Beziehung zu seinen Elternteilen
durch Loyalitatskonflikte Uberschattet wird. Gleichzeitig braucht ein Kind emotionale Si-
cherheitinnerhalb der Familie, also eine friedlich-vertrauensvolle Umgebung mit eigenen
Handlungsspielraumen.

Ob diese antizipierte, generalisierte Kindeswohlentscheidung fiir sich genommen den
vollstdndigen Ausschluss des Anfechtungsrechts des leiblichen Vaters bei Vorliegen der Vo-
raussetzungen aus 8 1600 Abs. 2 Alt. 1 BGB ohne Beriicksichtigung seiner gegenwartigen
oder friiheren sozialen Beziehung zum Kind und der Bemihungen des leiblichen Vaters um
die rechtliche Vaterschaft rechtfertigen kann, ist zweifelhaft. Eine solche Rechtfertigung
scheidet aber aus, wenn bei der Entscheidung tGiber die Anfechtung nicht nur die Beziehung
zwischen dem leiblichen Vater und seinem Kind vollstandig ausgeblendet wird, sondern
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zudem die Anfechtung selbst dann noch ausgeschlossen ist, wenn die Negativvorausset-
zung aus 8 1600 Abs. 2 Alt. 1 BGB weggefallen ist. Dann kommt dem Schutz der sozialen
Familie zwischen dem Kind, seiner Mutter und dem rechtlichen Vater kein ausreichendes
Gewicht bei dem gebotenen Ausgleich mit den aus dem Elternrecht des leiblichen Vaters
folgenden Interessen zu. Eine soziale Familie unter Einschluss des rechtlichen Vaters be-
steht nicht mehr. Der Uber den Schutz der Familie auch bewirkte Schutz des Kindes und
seines Wohls kann dann dem Elternrecht des leiblichen Vaters jedenfalls nicht mehr gene-
rell entgegengehalten werden.

(ff) Der Ausschluss der Anfechtung durch den nach 8 1600 Abs. 1 Nr. 2 BGB anfechtungs-
berechtigten leiblichen Vater unabh&ngig von einer eigenen sozial-familidren Beziehung
des Kindes zu diesem und dessen bisherigen Bemihungen um die rechtliche Vaterschaft
sowie selbst nach Wegfall der Negativvoraussetzung aus 8 1600 Abs. 2 Alt. 1 BGB ist nicht
durch Vereinfachungs- oder Typisierungsbefugnisse des Gesetzgebers gerechtfertigt. Sol-
che Befugnisse sind zwar auch jenseits der Regelung von Vorgangen der Massenverwal-
tung nicht von vornherein ausgeschlossen (vgl. BVerfGE 151, 101 <145 f. Rn. 114>; siehe
auch BVerfG, Beschluss des Ersten Senats vom 1. Februar 2023 - 1 BvL 7/18 -, Rn. 134). Das
Ausmalf} der durch Typisierung bewirkten Ungleichbehandlung darf dabei aber nicht sehr
intensiv sein, und die aus der Typisierung erwachsenden Vorteile missen im rechten Ver-
haltnis zu der damit verbundenen Ungleichheit stehen (vgl. BVerfGE 151, 101 <146
Rn. 116 ff.> m.w.N.). Bei Regelungen im Familienrecht, die héchstpersénliche Rechte und
Rechtsgiter betreffen, kann bei Typisierungen und Generalisierungen angesichts der Viel-
falt an personlichen Biografien und der Schnelllebigkeit gesellschaftlicher Umstéande ein
Korrektiv aber dann geboten sein, wenn der die typisierende oder generalisierende Rege-
lung zun&chst rechtfertigende Zweck nicht mehr besteht, deren Rechtsfolgen aber fortbe-
stehen (vgl. BVerfG, Beschluss des Ersten Senats vom 1. Februar 2023 - 1 BvL 7/18 -,
Rn. 180).

Diese Grenzen der Typisierung wahrt die mittelbar angegriffene Regelung nicht. Wenn
eine sozial-familidre Beziehung des Kindes zum leiblichen Vater besteht, bestanden hat
oder infolge dessen ernsthaften Bemihens darum bestehen kdnnte, tiberschreitet ein ge-
nereller Ausschluss der Vaterschaftsanfechtung durch den leiblichen Vater die Grenzen der
Typisierungsbefugnis fir Regelungen im Familienrecht. Es fehlt an einem rechten Verhalt-
nis zwischen Vorteilen und Folgen der Typisierung, weil diese einen generellen Ausschluss
der Vaterschaftsanfechtung auch in Féllen bewirkt, in denen — wie etwa bei einer gegen-
wartigen oder friheren sozial-familiaren Beziehung des leiblichen Vaters zu seinem
Kind — der Ausschluss der Anfechtung das Elterngrundrecht des leiblichen Vaters erheblich
beeintrachtigt und dem Kindeswohl nicht dient. Wie sich aus den Stellungnahmen sach-
kundiger Dritter, namentlich des Bundesverbandes fur Kinder- und Jugendlichenpsycho-
therapie (Rn. 15) und der Deutschen Gesellschaft fir Psychologie (Rn. 20), ergibt, kbnnen
Kinder auch zu mehreren Personen mit elterlichen Funktionen enge Bindungen aufbauen,
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ohne dass aus der erhéhten Komplexitat der Bindungsstrukturen héhere Belastungen fur
die Kinder folgen. Zudem bestehen insbesondere nach dem Wegfall der Negativvorausset-
zung in 8 1600 Abs. 2 Alt. 1 BGB, der eine typisierende Bewertung des Kindeswohls zu-
grunde liegt (vgl. Rn. 100), regelmalig keine dem Elterngrundrecht des leiblichen Vaters
gegenlaufigen hinreichend gewichtigen Interessen anderer Grundrechtstrdger mehr. Es
fehlt dann an einem den Anfechtungsausschluss weiterhin verfassungsrechtlich rechtferti-
genden Grund. Das Ziel der Statusbestandigkeit und -klarheit tragt die Typisierungsbefug-
nis nicht. Es existiert nicht allein um seiner selbst willen, sondern dient dem Kind und des-
sen Wohl, indem dem Kind vorhandene, fir seine Persdnlichkeitsentwicklung bedeutsame
sozial-familidre Beziehungen erhalten bleiben. Ist eine solche zum rechtlichen Vater nicht
mehr vorhanden, verfehlt eine die Ubernahme der rechtlichen Vaterschaft des dazu berei-
ten leiblichen Vaters ausschlieRende Regelung das Gebot, den jeweils vorgefundenen re-
alen Beziehungs- und Familienstrukturen einen angemessenen rechtlichen Rahmen zu
bieten (vgl. dazu Britz, Referat zum 71. DJT, 2016, Verhandlungen des 71. DJT Band I1/1,
P 11; Lembke, in: R6thel/Heiderhoff, Regelungsaufgabe Vaterstellung, 2014, S. 37 <70 f.>;
siehe auch Coester, in: Brihler Schriften zum Familienrecht, Band 18, 2014, S. 43 <54 1.>).

(gg) Die UnverhaltnismaRigkeit der in 8§ 1600 Abs. 2 Alt. 1, Abs. 3 Satz 1 BGB getroffenen
Regelung lasst sich durch eine verfassungskonforme Auslegung nicht auflésen. Das gilt so-
wohlim Hinblick auf die Moglichkeit, neben der unmissverstandlich vorgegebenen Bedeu-
tung der sozial-familiaren Beziehung zwischen dem rechtlichen Vater und dem Kind auch
eine solche zu seinem leiblichen Vater bei der Entscheidung Uber dessen Anfechtung zu
bertcksichtigen, als auch auf die Bestimmung des mal3geblichen Zeitpunkts im Sinne von
§ 1600 Abs. 3 Satz 1 BGB auf einen anderen als den des Schlusses der letzten Tatsachenin-
stanz. Die Grenzen der verfassungskonformen Auslegung waren jeweils tiberschritten.

Der verfassungskonformen Auslegung werden durch den Wortlaut (vgl. BVerfGE 124, 25
<39>; stRspr), die Entstehungsgeschichte und den Gesetzeszweck Grenzen gezogen. Ein
Normverstandnis, das im Widerspruch zu dem klar erkennbaren Willen des Gesetzgebers
steht, kann auch im Wege der verfassungskonformen Auslegung nicht begriindet werden
(vgl. BVerfGE 112, 164 <183>; 122, 39 <61>; stRspr).

Nach diesen Mal3gaben kann § 1600 Abs. 2 Alt. 1 BGB nicht dahingehend verfassungskon-
form ausgelegtwerden, dass bei der Entscheidung ber den Anfechtungsantrag eines nach
§ 1600 Abs. 1 Nr. 2 BGB anfechtungsberechtigten Vaters seine bestehende sozial-familiare
Beziehung zum Kind sowie sein friihzeitiges und konstantes Bemihen um die rechtliche
Vaterschaft zu bericksichtigen sind. Der Wortlaut der Regelung stellt unmissverstandlich
allein auf das Vorhandensein einer solchen Beziehung des Kindes zu seinem rechtlichen
Vater ab. Die Entstehungsgeschichte spricht ebenfalls dafiir, dass der Gesetzgeber in Um-
setzung des durch den Beschluss des Senats vom 9. April 2003 (BVerfGE 108, 82 <84
Ziffer 1l. 2. des Tenors>) erteilten Regelungsauftrags allein die in 8 1600 Abs. 2 Alt. 1 BGB

43/48

104

105

106



genannte sozial-familidre Beziehung zum Entscheidungskriterium gemacht hat (vgl. BGH,
Beschluss vom 15. November 2017 - XIl ZB 389/16 -, Rn. 25 f.). Er hat sich ausweislich der
Gesetzesmaterialien dabei daran orientiert, dass das Elternrecht des rechtlichen Vaters
Vorrang vor dem Verfahrensanspruch des leiblichen Vaters auf Erlangung der rechtlichen
Vaterschaft (vgl. BVerfGE 108, 82 <105 f.>) hat, wenn mit der rechtlichen Vaterschaft eine
sozial-familiare Beziehung zum Kind einhergeht (vgl. BTDrucks 15/2253, S. 11). Fir diese
Konstellation hatte der Senat in seinem vorgenannten Beschluss den Vorrang der sozial-
familiaren Beziehung im bestehenden Familienverband gegeniiber dem Interesse des
leiblichen Vaters an der rechtlichen Vaterschaft verfassungsrechtlich nicht beanstandet
(vgl. BVerfGE 108, 82 <106>). Es sind keine Anhaltspunkte dafir erkennbar, dass der Ge-
setzgeber davon abweichend eine Vaterschaftsanfechtung trotz bestehender sozial-fami-
lidrer Beziehung zwischen Kind und rechtlichem Vater ermdglichen wollte, wenn auch der
leibliche Vater in einer solchen Beziehung zum Kind steht (vgl. BGH, Beschluss vom
15. November 2017 - XII ZB 389/16 -, Rn. 27 m.w.N.).

Die Unangemessenheit der Regelung kann mittels verfassungskonformer Auslegung
auch nicht durch ein von der Auslegung des Bundesgerichtshofs (vgl. BGH, Beschluss vom
24. Marz 2021 - XII ZB 364/19 -, BGHZ 229, 239 <250 Rn. 36>) abweichendes Verstandnis
des fiir das Bestehen der Negativvoraussetzung des § 1600 Abs. 2 Alt. 1 BGB malRgeblichen
Zeitpunkts (8 1600 Abs. 3 Satz 1 BGB) vermieden werden. Insoweit wirden ebenfalls die
Grenzen der verfassungskonformen Auslegung tberschritten. Zwar dirfte die Prasensfor-
mulierung ,besteht [eine sozial-familidre Beziehung]“ fur sich genommen noch nicht
zwingend ausschlieRen, auf einen anderen Zeitpunkt als den des Schlusses der letzten Tat-
sacheninstanz abzustellen (so aber BGH, Beschluss vom 24. Marz 2021 - XIl ZB 364/19 -,
BGHZ 229, 239 <250 f. Rn. 39>). Jedenfalls schlie3t aber die vom Bundesgerichtshof darge-
stellte Gesetzessystematik (vgl. BGH a.a.0., BGHZ 229, 239 <251 f. Rn. 40 ff.>) aus, fir den
mafRgeblichen Zeitpunkt durchgangig oder gar einzelfallbezogen abhéngig von den kon-
kreten Verhéltnissen auf einen friheren Zeitpunkt als auf den Schluss der letzten Tatsa-
cheninstanz abzustellen. Das gilt erst recht, weil jedenfalls die durchgdngige Vorverlage-
rung nicht ebenso durchgangig zu einer Starkung des Elternrechts leiblicher Vater im An-
fechtungsverfahren fiihren wirde (vgl. BGH a.a.0., BGHZ 229, 239 <254 f. Rn. 49>).

Es kann zudem nicht angenommen werden, die Regelung Uber die Vaterschaftsanfech-
tung nach § 1600 Abs. 1 Nr. 2 BGB anfechtungsberechtigter leiblicher Vater kénne dahin-
gehend ausgelegtwerden, nach Wegfall der Negativvoraussetzung des 8 1600 Abs. 2 Alt. 1
BGB sei eine erneute Anfechtung durch den leiblichen Vater méglich. Der Gesetzgeber hat
angenommen, nach erfolgloser Anfechtung sei ein ,Wiederaufleben“ des Anfechtungs-
rechts ausgeschlossen (vgl. BTDrucks 15/2253, S. 11). Eine Auslegung gegen den klar er-
kennbaren Willen des Gesetzgebers ist nicht zul&ssig.
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Der angegriffene Beschluss des Oberlandesgerichts verletzt den Beschwerdefihrer in
seinem Elternrecht aus Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG. Die Entscheidung beruht auf der Anwendung
von 8 1600 Abs. 2 Alt. 1, Abs. 3 Satz 1 BGB, der das Elterngrundrecht des Beschwerdefihrers
unverhaltnismafig beeintrachtigt. Das Oberlandesgericht hat dem Anfechtungsantrag des
Beschwerdefiihrers den Erfolg deshalb versagt, weil es sich auf der Grundlage der hier mit-
telbar angegriffenen Regelung gehindert gesehen hat, die friheren und die aktuellen
Kontakte zwischen dem Kind und dem Beschwerdefiihrer sowie dessen friihzeitiges Bemu-
hen um die rechtliche Vaterschaft bei der Entscheidungsfindung zu bertcksichtigen
(dazuRn.9und 11).

D.

81600 Abs. 2 Alt. 1, Abs. 3 Satz 1 BGB ist mit Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG unvereinbar. In ent-
sprechender Anwendung von § 78 Satz 1 BVerfGG ist die Unvereinbarkeitserklarung auf
§ 1600 Abs. 2 Alt. 2 BGB zu erstrecken. Die Regelung gilt jedoch bis zum Inkrafttreten einer
Neuregelung durch den Gesetzgeber, langstens bis zum 30. Juni 2025, fort. Von nach
§ 1600 Abs. 1 Nr. 2 BGB Anfechtungsberechtigten eingeleitete Verfahren sind allerdings
auf deren Antrag hin bis zu einer Neuregelung durch den Gesetzgeber auszusetzen (1). Der
angegriffene Beschluss des Oberlandesgerichts verletzt den Beschwerdefihrer in seinem
Grundrecht aus Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG. Der Beschluss ist aufzuheben und die Sache an das
Oberlandesgericht zurtickzuverweisen (l1).

1. Die Verfassungswidrigkeit eines Gesetzes fuhrt nach § 95 Abs. 3 Satz 1 und 2 BVerfGG
grundsatzlich zu dessen Nichtigkeit (vgl. BVerfGE 158, 282 <379 Rn. 237>; BVerfG, Be-
schluss des Ersten Senats vom 1. Februar 2023 - 1 BvL 7/18 -, Rn. 187; stRspr). Wie sich aus
8 31 Abs. 2 Satze 2 und 3 sowie 8 79 Abs. 1 und 8 93c Abs. 1 Satz 3 BVerfGG ableiten lasst,
bleibt es jedoch unter bestimmten Voraussetzungen bei der bloRen Unvereinbarkeitser-
klarung einer verfassungswidrigen Norm. Das kommt regelmafig in Betracht, wenn dem
Gesetzgeber verschiedene Mdéglichkeiten zur Verfigung stehen, um den Verfassungsver-
stol? zu beseitigen (vgl. BVerfGE 149, 222 <290 Rn. 151>; 158, 282 <379 Rn. 237>, stRspr).
Dies kann auch dann der Fall sein, wenn die Verfassungswidrigkeit nicht in der Verletzung
von Art. 3 Abs. 1 GG besteht (vgl. BVerfGE 152, 68 <149 Rn. 212>; BVerfG, Beschluss des Ers-
ten Senats vom 1. Februar 2023 - 1 BvL 7/18 -, Rn. 187). Eine zugleich mit der Anordnung
einer befristeten Fortgeltung der verfassungswidrigen Regelung verbundene Unverein-
barkeitserklarung kann erfolgen, wenn die sofortige Ungultigkeit der zu beanstandenden
Norm dem Schutz tiberragender Giter des Gemeinwohls die Grundlage entziehen wiirde
oder ein rechtliches Vakuum zu befiirchten wére, und eine Abwagung mit den betroffenen
Grundrechten ergibt, dass der Eingriff fiir eine Ubergangszeit hinzunehmen ist (vgl.
BVerfGE 141, 143 <180 Rn. 84> m.w.N.). Gleiches gilt, wenn die Nichtigerklarung zu einem
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noch verfassungsferneren Zustand als dem bei befristeter Fortgeltung der verfassungswid-
rigen Norm bestehenden fiihren wirde (vgl. BVerfG, Beschluss des Ersten Senats vom
1. Februar 2023 - 1 BvL 7/18 -, Rn. 187 m.w.N.).

2. Nach diesen Mal3gaben bewendet es bei der Feststellung der Unvereinbarkeit von
§ 1600 Abs. 2 Alt. 1, Abs. 3 Satz 1 BGB in dem aus dem Tenor ersichtlichen Umfang (a). Die
Regelung gilt jedoch bis zur einer Neuregelung durch den Gesetzgeber, langstens bis zum
30. Juni 2025, fort, um einen noch verfassungsferneren Zustand als den zu vermeiden, der
bei Nichtigerklarung eintreten wiirde (b). Um dem Elterngrundrecht nach § 1600 Abs. 1
Nr. 2 BGB anfechtungsberechtigter Vater wahrend der Dauer der Fortgeltung Rechnung zu
tragen, sind auf deren Antrag hin von ihnen durch Anfechtungsantrag eingeleitete Verfah-
ren auszusetzen (c).

a) Dem Gesetzgeber stehen verschiedene Moglichkeiten zur Verfiigung, um den festge-
stellten Verfassungsverstold zu beseitigen. Halt er an einer auf zwei Elternteile begrenzten
rechtlichen Elternschaft und an einer Anfechtungsmoglichkeit fiir zur Ubernahme von El-
ternverantwortung bereite leibliche Véater fest, kann der Verfassungsversto durch Ande-
rungen der Voraussetzungen fir die Vaterschaftsanfechtung durch leibliche Vater ausge-
raumt werden. Da das Elterngrundrecht des Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG, dessen Trager auch der
nur leibliche Vater ist, eine fachrechtliche Elternschaft von mehr als zwei Elternteilen nicht
ausschlief3t, kann der Gesetzgeber den Gewahrleistungen des Elterngrundrechts fir leibli-
che Vater im Ausgangspunkt unabhangig von der Statuszuordnung der Elternschaft auch
durch das EinrAumen von Elternverantwortung Rechnung tragen. Seine Ausgestaltung wird
dabei jeweils durch die die Struktur des Elterngrundrechts pragenden Merkmale sowie die
Anforderungen der VerhdltnismaRigkeit unter Berlcksichtigung der Grundrechtspositio-
nen des Kindes und aller beteiligten Eltern im Sinne von Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG begrenzt
und geleitet.

b) Es bedarf einer Fortgeltungsanordnung bis zu einer Neuregelung durch den Gesetzge-
ber. Ohne eine solche Fortgeltung wére die Anwendung des § 1600 Abs. 2 Alt. 1, Abs. 3
Satz1 BGB durch die Fachgerichte ausgeschlossen (vgl. dazu BVerfGE 135, 238 <245
Rn. 24>; stRspr). Nach § 1600 Abs. 1 Nr. 2 BGB anfechtungsberechtigten Vatern ware eine
Vaterschaftsanfechtung damit selbst dann versperrt, wenn diese auf der Grundlage der hier
zu priufenden Regelung Aussicht auf Erfolg héatte, etwa weil es nach den vorliegenden Er-
kenntnissen an einer sozial-familiaren Beziehung des Kindes zu seinem rechtlichen Vater
(8 1600 Abs. 2 Alt. 1 BGB) fehlt. Die Fachgerichte kdnnten tber einen solchen Antrag nicht
entscheiden, weil bei Unanwendbarkeitvon § 1600 Abs. 2 Alt. 1, Abs. 3 Satz 1 BGB Kriterien
fehlten, anhand derer die Entscheidung Gber die Vaterschaftsanfechtung materiell zu tref-
fen ware. Damit wiirde einem leiblichen Vater wegen der Unanwendbarkeit der fir unver-
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einbar erklarten Regelung die Mdglichkeit einer Vaterschaftsanfechtung zeitweilig ver-
sperrt, obwohl das Elterngrundrecht zu seinen Gunsten auch ein effektives Verfahren zur
Erlangung der rechtlichen Vaterschaft gewéhrleistet.

c) Da bei Fortgeltung der fir unvereinbar erklarten Regelung aber in fortgesetzten Ver-
fahren der Vaterschaftsanfechtung die Antrdge nach § 1600 Abs. 1 Nr. 2 BGB anfechtungs-
berechtigter leiblicher Vater wegen der Negativvoraussetzung des 8 1600 Abs. 2 Alt. 1 BGB
erfolglos bleiben kdnnten, missen entsprechende Verfahren auf Antrag der vorgenannten
Anfechtungsberechtigten ausgesetzt werden. Das Antragsrecht tritt an die Stelle der sonst
eintretenden Aussetzungspflicht (vgl. zu dieser BVerfGE 107, 27 <58>; stRspr).

3. In entsprechender Anwendung von 8§ 78 Satz 1 BVerfGG (vgl. BVerfGE 158, 282 <380
Rn. 241>; stRspr) ist die Unvereinbarkeitserklarung auf § 1600 Abs. 2 Alt. 2 BGB zu er-
strecken. Die zur Verfassungswidrigkeitvon 8 1600 Abs. 2 Alt. 1 BGB fithrenden Griinde gel-
ten fur die von § 1600 Abs. 2 Alt. 2 BGB geregelte Negativvoraussetzung des Bestehens ei-
ner sozial-familidren Beziehung des Kindes zu seinem (bisherigen) rechtlichen Vater im
Zeitpunkt von dessen Tod in gleicher Weise. Da in dieser Konstellation die sozial-familiare
Beziehung durch das Ableben des rechtlichen Vaters aufgeltst worden ist, fehlt es an hin-
reichend gewichtigen Grinden, die den Ausschluss der Anfechtung durch den leiblichen
Vater rechtfertigen kdnnten. Wie bei § 1600 Abs. 2 Alt. 1 BGB erlaubt zudem § 1600 Abs. 2
Alt. 2 BGB nicht die Berlicksichtigung einer bereits bestehenden sozial-familidren Bezie-
hung des Kindes zu seinem leiblichen Vater.

Der angegriffene Beschluss des Oberlandesgerichts ist aufzuheben und das Verfahren an
dieses zuriickzuverweisen (8 95 Abs. 2 BVerfGG). Der Beschwerdefiihrer ist berechtigt, dort
die Aussetzung des Verfahrens bis zu einer gesetzlichen Neuregelung zu beantragen.

Die Entscheidung tber die Auslagen beruht auf § 34a Abs. 2 BVerfGG. Die Auslagen sind
dem Beschwerdefihrer zu gleichen Teilen von der Bundesrepublik Deutschland und dem
Land Sachsen-Anhalt zu erstatten, weil die aufgehobene Entscheidung von einem Gericht
des Landes Sachsen-Anhalt getroffen worden ist, der Grund der Aufhebung aber in der Ver-
fassungswidrigkeit einer bundesrechtlichen Vorschrift liegt (vgl. BVerfG, Urteil des Zweiten
Senatsvom 31. Oktober 2023 - 2 BvR 900/22 -, Rn. 163 m.w.N.). Soweit die Verfassungsbe-
schwerde erfolglos gebliebenist (Rn. 28), istdies nur von untergeordneter Bedeutung und
begriindet daher eine lediglich teilweise Auslagenerstattung nicht (vgl. BVerfGE 136, 338
<382 Rn. 98> m.w.N.).
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Harbarth ott Christ

Radtke Hartel Wolff

Eifert Mel3ling
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	(1) Berechtigt, die Vaterschaft anzufechten, sind:
	1. der Mann, dessen Vaterschaft nach § 1592 Nr. 1 und 2, § 1593 besteht,
	2. der Mann, der an Eides statt versichert, der Mutter des Kindes während der Empfängniszeit beigewohnt zu haben,
	3. die Mutter und
	4. das Kind.
	(2) Die Anfechtung nach Absatz 1 Nr. 2 setzt voraus, dass zwischen dem Kind und seinem Vater im Sinne von Absatz 1 Nr. 1 keine sozial-familiäre Beziehung besteht oder im Zeitpunkt seines Todes bestanden hat und dass der Anfechtende leiblicher Vater des Kindes ist.
	(3) 1Eine sozial-familiäre Beziehung nach Absatz 2 besteht, wenn der Vater im Sinne von Absatz 1 Nr. 1 zum maßgeblichen Zeitpunkt für das Kind tatsächliche Verantwortung trägt oder getragen hat. 2Eine Übernahme tatsächlicher Verantwortung liegt in der Regel vor, wenn der Vater im Sinne von Absatz 1 Nr. 1 mit der Mutter des Kindes verheiratet ist oder mit dem Kind längere Zeit in häuslicher Gemeinschaft zusammengelebt hat.
	(4) …


	(1)  1Die Vaterschaft kann binnen zwei Jahren gerichtlich angefochten werden. 2Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der Berechtigte von den Umständen erfährt, die gegen die Vaterschaft sprechen; das Vorliegen einer sozial-familiären Beziehung im Sinne des § 1600 Abs. 2 erste Alternative hindert den Lauf der Frist nicht.
	(2)  1Die Frist beginnt nicht vor der Geburt des Kindes und nicht, bevor die Anerkennung wirksam geworden ist. 2In den Fällen des § 1593 Satz 4 beginnt die Frist nicht vor der Rechtskraft der Entscheidung, durch die festgestellt wird, dass der neue Ehemann der Mutter nicht der Vater des Kindes ist.
	(3)  1Hat der gesetzliche Vertreter eines minderjährigen Kindes die Vaterschaft nicht rechtzeitig angefochten, so kann das Kind nach dem Eintritt der Volljährigkeit selbst anfechten. 2In diesem Fall beginnt die Frist nicht vor Eintritt der Volljährigkeit und nicht vor dem Zeitpunkt, in dem das Kind von den Umständen erfährt, die gegen die Vaterschaft sprechen.
	(4)  …
	(5)  …
	(6)  Erlangt das Kind Kenntnis von Umständen, auf Grund derer die Folgen der Vaterschaft für es unzumutbar werden, so beginnt für das Kind mit diesem Zeitpunkt die Frist des Absatzes 1 Satz 1 erneut.
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